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0. Zusammenfassung

Entsprechend den Vereinbarungen im Solidarpakt Il erhalten die Lander Mittel in Form von
Bundeserganzungszuweisungen zum Abbau teilungsbedingter Sonderlasten sowie zum
Ausgleich unterproportionaler kommunaler Finanzkraft (SOBEZ) und Gbernehmen die poli-
tische Verantwortung fir den Erfolg der Mittelverwendung. Die neuen Lander einschlieBlich
Berlin legen dem Finanzplanungsrat dazu jahrlich ,Fortschrittsberichte Aufbau Ost“ vor, in
denen ihre Fortschritte bei der SchlieBung der Infrastrukturliicke, die Verwendung der Soli-
darpaktmittel und die finanzwirtschaftliche Entwicklung der Lander und Kommunalhaushalte
einschlieBlich der Begrenzung der Nettoneuverschuldung dargelegt sind. Die Fortschritts-
berichte werden zusammen mit einer Stellungnahme der Bundesregierung im Finanzpla-
nungsrat erértert. Mit dem vorliegenden Bericht erflillt das Land Sachsen-Anhalt seine Ver-
pflichtung im Rahmen des Solidarpaktfortfihrungsgesetzes und legt den Fortschrittsbericht
fr das Jahr 2005 vor.

Der Fortschrittsbericht ,Aufbau Ost“ 2005 des Landes Sachsen-Anhalt dokumentiert erneut
die Konvergenzerfolge, die Sachsen-Anhalt auch durch die Hilfe der Solidarpakt-Mittel er-
fahren hat. Trotz der schwachen Wirtschaftsdynamik in Deutschland, die auch im Jahr 2005
das Hauptproblem beim Aufbau Ost darstellte, konnte sich Sachsen-Anhalt bei zentralen
volkswirtschaftlichen Indikatoren verbessern (s. Abschnitt || des Berichts).

Besonders schwierige Ausgangslage

Die Ausgangslage nach der Wende war in Sachsen-Anhalt besonders schwierig. Der Zu-
sammenbruch der Monostrukturen in der chemischen Industrie, im Maschinenbau und
Bergbau fihrte zum Verlust hunderttausender Industriearbeitsplatze und die schnelle Priva-
tisierung fuhrte nicht zu den erhofften Effekten auf dem Arbeitsmarkt. In vielen Féllen wurde
eine Zweitprivatisierung notwendig. Insgesamt war der Systemwechsel 1989/90 in Sach-
sen-Anhalt mit besonderen Harten und hohen finanzielle Belastungen fir das Land verbun-
den, die so von keinem anderen neuen Bundesland zu schultern waren. Diese Harten wir-
ken bis heute nach und sind eine wesentliche Ursache fir die nach wie vor viel zu hohe
Arbeitslosigkeit, die etwa doppelt so hoch ist wie in Westdeutschland. Zu nennen sind aber
auch die immer noch zu hohen Personalbestédnde sowie die teilungsbedingten Lasten fir
die Zusatz- und Sonderversorgung der DDR (jahrlich rd. 400 Mio. Euro). Weiterhin resultie-
ren aus der demografischen Entwicklung sowohl ein relativer Einnahmerlickgang (Steuern
und Finanzausgleich) als auch erhdhte Pro-Kopf-Ausgaben auf Landes- und Kommunal-
ebene.



Sachsen-Anhalt holt wirtschaftlich auf

Trotz der besonders schwierigen Ausgangslage entwickelte sich Sachsen-Anhalt in den
vergangenen Jahren dynamisch. Die volkswirtschaftlichen Indikatoren zeigen an, dass sich
das Land im ostdeutschen Vergleich tberdurchschnittlich entwickelt hat:

Im Vergleich des Jahres 2005 gegentiber 2001 hatte Sachsen-Anhalt

e das zweitstarkste Wachstum beim Bruttoinlandsprodukt pro Kopf in Deutschland
(+ 9,1 vH),

e die héchsten Produktivitatsgewinne bundesweit (+ 10,8 vH),

e das hoéchste Wachstum im Verarbeitenden Gewerbe (+27,9 vH),

e sowie 2005 die gunstigsten Lohnstiickkosten im Verarbeitenden Gewerbe
bundesweit.

Im Ergebnis der bisherigen Entwicklung Sachsen-Anhalts hat sich der noch bestehende
wirtschaftliche Riickstand gegeniiber dem Bundesdurchschnitt weiter verringert,
und zwar starker als im Durchschnitt der neuen Lander. Der Wachstumsvorsprung ge-
genldber dem Bundesdurchschnitt betrug zwischen 2001 und 2005 durchschnittlich
1,65 Prozentpunkte pro Jahr. Zur langfristigen Fortsetzung dieses Prozesses leisten die
Solidarpaktmittel einen unverzichtbaren Beitrag, wie die bereits erreichten Erfolge bei
Wachstum, Produktivitat, Beschéftigung und Ruckflhrung des Verbrauchsiberhangs auf
eindrucksvolle Weise belegen.

Abbildung 0.1: Uberdurchschnittliches Wachstum in Sachsen-Anhalt 2001-2005
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Konsolidierungsziele werden mit hoher Prioritét verfolgt

Zur Sicherung der Zukunftsféahigkeit des Landes wird die Konsolidierung der 6ffentlichen
Haushalte weiter mit hoher Prioritét verfolgt. Land und Kommunen haben gerade in den
letzten Jahren erhebliche Beitrdge zur Ausgabensenkung und damit zur Begrenzung des
Schuldenwachstums im Land geleistet. So wurde im Jahr 2005 gegeniiber dem Aus-
gangsjahr 1995 des Solidarpakts eine nhominale Ausgabenreduzierung um etwa 6 vH
- ohne Fluthilfe - erreicht, wahrend in den FFW im gleichen Zeitraum ein Anstieg um
etwa 8 vH zu verzeichnen war. Damit wurde belegt, dass das Land und seine Kommunen
in den vergangenen Jahren die Entwicklung der Gesamtausgaben deutlich unterhalb der
westdeutschen Vergleichswerte gehalten haben (s. Abschnitt IIl).

Dazu hat beigetragen, dass das Land und seine Kommunen in den vergangenen Jahren
erhebliche Anstrengungen unternommen haben, um die Personalbestande zu reduzieren.
Im Landeshaushalt sind insbesondere durch die Stellenriickfiihrungen - bisher im Durch-
schnitt ca. 2000 Stellen jahrlich - bereits Erfolge zu verzeichnen. Auch die vorgenommenen
Eingriffe in Leistungsgesetze des Landes haben Konsolidierungsbeitrédge erbracht.

Abbildung 0.2: Konsequente Haushaltskonsolidierung in Sachsen-Anhalt,
Ausgabenentwicklung im Landeshaushalt 1995-2005
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Der Bericht zeigt weiterhin, dass das Land bei den gegenwartigen durch einen hohen
Anteil bundesgesetzlicher Verpflichtungen bestehenden Ausgabenstrukturen nicht
in der Lage ware, Investitionen ohne Solidarpakttransfers tiberhaupt durchzufiihren.
Damit sind die empfangenen SOBEZ die grundlegende Voraussetzung fiir die weitere
SchlieBung der Infrastrukturliicke. Darliber hinaus wird eine nachhaltige Konsolidierung
auf der Landes- und Kommunalebene mittelfristig zur Verbesserung der Haushaltsstruktur



beitragen. Die Landesregierung hat die Absicht, ab 2010 keine neuen Schulden mehr auf-
zunehmen. Damit werden neue Spielrdume fir kinftig wichtige Zukunftsinvestitionen ge-

schaffen und langfristig die Transferabhéngigkeit Sachsen-Anhalts weiter reduziert.

Um das gesteckie Konsolidierungsziel zu erreichen, wird die Landesregierung mit der
Haushaltsaufstellung 2008/2009 in eine umfassende strategische Diskussion hinsichtlich
der klnftig notwendigen und finanzierbaren Struktur des Haushaltes eintreten. Mit dem
Nachtragshaushalt 2006 und dem Haushaltsplanentwurf 2007 und der Mittelfristigen Fi-
nanzplanung 2006 bis 2010 wurde hierzu nur der Auftakt geleistet. Gleichwohl wurde be-
reits 2007 eine Reduzierung der Neuverschuldung gegenltber 2005 um fast die Halfte er-
reicht. In den kommenden Monaten werden eine umfassende Diskussion und Bewertung
aller Politikfelder und ein neues Personalentwicklungskonzept die Grundlagen fiir die weite-
re Konsolidierung schaffen. Die kurz- und mittelfristige Umsetzung der Gebiets- und Funkti-
onalreform, die Umstellung derzeit Uberproportionaler EU-Férdermittel auf revolvierende
Fonds zur Sicherung einer langfristigen Férderung und die konsequente Anpassung ein-
wohnerabhéngiger Ausgaben an die zuriickgehende Bevolkerungszahl sowie die Fortset-
zung der Verwaltungsreform sind nur einige der geplanten MaBnahmen.

Es ist jedoch festzustellen, dass den fiskalischen Erfolgen teilweise zunachst volkswirt-
schaftliche Kosten gegenlberstehen, da sie kurzfristig zu einer Verminderung von Wirt-
schaftsleistung und Beschaftigung fuhren. Die positiven langfristigen Wirkungen der Konso-
lidierungspolitik Sachsen-Anhalts werden daher erst mittel- bis langfristig einsetzen. Dies ist
ein Grund dafir, dass die SchlieBung der noch bestehenden Infrastrukturllicke trotz bereits
erzielter Fortschritte ein langerfristiger Prozess bleibt.

SOBEZ-Verwendungsnachweis 2005

Zum vorgelegten Verwendungsnachweis fir die empfangenen SOBEZ 2005 lasst sich Fol-
gendes feststellen (s. auch Abschnitt IV bzw. Tabelle 1V.3.1 des Berichts):

e Unter Zugrundelegung des vereinbarten Berechnungsschemas ergibt sich ein
Nachweis von rd. 33-38 vH der SOBEZ und damit im Bereich der investiven Ver-
wendung eine kontinuierliche Steigerung seit 2002.



Abbildung 0.3: Kontinuierliche Verbesserung des Nachweises der Verwendung der
empfangenen SoBEZ (ohne teilungsbedingte Sonderlasten) in Sach-

sen-Anhalt
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Mit der Umsetzung der geplanten Rickfihrung der Neuverschuldung auf Null bis zum
Jahr 2010 wird eine weitere Verbesserung des Verwendungsnachweises einsetzen.

Auf der Ausgabenseite sind die Investitionsausgaben in Sachsen-Anhalt 2005 gegen-
uber 2001 - bedingt durch die anhaltenden Konsolidierungserfordernisse - zurlickge-
gangen. Gleichzeitig konnte ein Anstieg der aus SOBEZ finanzierten Investitionen
nachgewiesen werden, der somit ausschlieB3lich auf den erreichten Ruckgang der Neu-
verschuldung zurtickgeht. In diesem Zusammenhang wird auch die Einschatzung des
Bundes in seiner Finanzplanung 2005-2009 verwiesen, nach der

.. die Einordnung einer Ausgabe als Investition nicht unbedingt gleichbedeu-
tend mit ihrer héheren Qualitdt gegeniiber konsumtiven Ausgaben ist; die H6-
he der Investitionen in absoluten Zahlen oder als Quote der Gesamtausgaben
ist kein zuverldssiger Indikator hinsichtlich der Qualitdt der Haushaltsstruktur.
Dies zeigt ein Blick auf die Bereiche Forschung und Bildung, Kinder oder Um-
welt, bei denen auch viele im haushaltsrechtlichen Sinne ,konsumtive® Ausga-
ben tatsédchlich ,Investitionen in die Zukunft” bedeuten.”

Das Land muss weiterhin in signifikantem Umfang Aufwendungen fir weitere tei-
lungsbedingte Lasten, so allein Aufwendungen fiir die Zusatz- und Sonderversorgung
der DDR (sog. AAUG-Zahlungen) leisten, die sich rechnerisch auf fast ein Viertel der
empfangenen SOBEZ belaufen. Dieser Anteil wird durch die nicht quantifizierten Auf-
wendungen, wie z.B. zur Beseitigung von Altlasten und flr die aktive Arbeitsmarktpoli-

\%



tik, noch erhdht. Nach der gednderten Rechtslage des Solidarpakts Il sind die Ausga-
ben fir die teilungsbedingten Sonderlasten auBerhalb von Infrastrukturausgaben nicht
mehr auf die SOBEZ-Verwendung anrechenbar. Daher reduziert sich ab 2005 die Ver-
wendungsquote, ebenso wie durch die verminderte Anrechenbarkeit der unterproporti-
onalen kommunalen Finanzkraft (UFK) aufgrund der Neuausrichtung des Lénderfinanz-
ausgleichs (LFA).

e Ein wesentliches Ergebnis des Berichts ist die Feststellung, dass die neuen Lan-
der — und somit auch Sachsen-Anhalt — ohne die SOBEZ nicht in der Lage waren,
Uberhaupt Gberproportionale Investitionen zu tatigen. Es missten dann tiefe und ir-
reversible Einschnitte in jene freiwilligen Leistungen gemacht werden, die zwar nach der
Haushaltssystematik als konsumtiv gelten, tatsachlich aber investiven Charakter haben
und standortpolitisch von gréBter Bedeutung sind. Dazu z&hlt vor allem die Finanzie-
rung der Universitaten, Fachhochschulen und 6ffentlichen Forschungseinrichtungen.
Der Zusammenhang zwischen empfangenen SOBEZ und den Uberproportionalen In-
vestitionen besteht somit unmittelbar.

e Das Investitionsniveau ist in allen neuen Léandern annahernd gleich. Der vollstan-
dige rechnerische Nachweis der SOBEZ-Verwendung gelingt aber nur dem Frei-
staat Sachsen, da dieser eine weit unterdurchschnittliche Neuverschuldung auf-
weist. Hier ist noch einmal klar zu stellen, dass nicht fehlende Investitionen fiir

den geringeren Nachweis in den anderen Landern verantwortlich sind.

Weiterhin hohe Investitionen in die Infrastruktur

Die Darstellung der Investitionsaktivitdten des Landes und seiner Kommunen (s. Ab-
schnitt V des Berichts) zeigt, dass die Infrastrukturausgaben in den vergangenen Jahren
zwar reduziert werden mussten, um Einnahmeausfalle und steigende Ausgaben, wie z. B.
bei der Sozialhilfe, zu kompensieren. Die vorgelegten Indikatoren belegen jedoch, dass
Sachsen-Anhalt in den vergangenen Jahren und so auch 2005 doppelt so hohe Infra-
strukturinvestitionen geleistet hat wie die Vergleichslander West. Dies zeigt den ho-
hen Stellenwert der Infrastrukturinvestitionen, die weiter zum SchlieBen der Infrastrukturli-
cke beigetragen haben und besonders in jene Bereiche gelenkt wurden, in denen
hauptsachlich Infrastrukturliicken bestehen.

Der Bericht kommt zu dem Ergebnis, dass die Mittel fur den Aufbau Ost entscheidend
dazu beigetragen haben, dass die Rahmenbedingungen verbessert werden konnten
und sich Sachsen-Anhalt kontinuierlich zu einem attraktiven und erfolgreichen Industrie-
und Dienstleistungsstandort entwickelt. Diese gestiegene Wettbewerbsfahigkeit hat zu be-

\



deutenden Ansiedlungen gefihrt. In Arneburg im Altmarkkreis wurde die gréBte Zellstoff-
fabrik Deutschlands in Betrieb genommen und sichert viele Arbeitsplatze, ebenso wird in
Arneburg die Feinpapierherstellung ausgeweitet und stellt zusétzlich noch 200 Arbeitsplat-
ze bereit. DELL gewéhrleistet in Halle/Saale in den nachsten 3 Jahren rd.700 Arbeitsplétze,
an den Standorten Gatersleben, Piesteritz, Halle und Wanzleben entwickelt sich die Biodie-
selproduktion und sichert ca. 200 Arbeitsplatze. Ebenso hat die Solarproduktion einen ho-
hen Stellenwert in der Wirtschaft von Sachsen-Anhalt und wird weiter expandieren, wie
auch die Auto-Zulieferindustrie bereits einen hohen Stellenwert einnimmt und Arbeitsplatze
sichert.

Wie Teil VI des Berichts zeigt, betrug das Gesamtvolumen der tUberproportionalen aufbau-
relevanten Leistungen des Bundes an das Land Sachsen-Anhalt im Jahr 2005 rd.
209 Mio. Euro im Vergleich zum Durchschnitt der alten Lander. Gegeniber dem Jahr des
ersten Fortschrittsberichts - 2002 - ist ein Rickgang um etwa ein Drittel zu verzeichnen. Die
Leistungen aus dem ,Korb II“ des Solidarpakts Il an die neuen Lander insgesamt
(einschlieBlich Investitionszulage und Zuweisungen aus dem Europaischen Fonds
fir regionale Entwicklung) sind gegeniiber dem Jahr 2001 - dem Jahr, in dem der
Solidarpakt Il geschlossen wurde - um gut 20 vH zuriickgegangen. Hier entsteht zu-
nehmend Handlungsbedarf fir die Bundesregierung.

Insgesamt ist festzuhalten, dass der Bericht in vielen Bereichen die begonnenen Anpas-
sungsprozesse in Sachsen-Anhalt aufgezeigt hat, die vom Land und seinen Kommunen im
eigenen Interesse konsequent verfolgt werden. Trotz schwieriger gesamtwirtschaftlicher
Rahmenbedingungen haben das Land und seine Kommunen mit Hilfe der Solidarpaktmittel
den Abbau der Infrastrukturdefizite weiter vorangetrieben und entsprechende Konvergenz-
fortschritte erreicht. So hat Sachsen-Anhalt im Zeitraum 2001 bis 2005 seine Wettbe-
werbsfahigkeit deutlich verbessern und wichtige internationale Ansiedlungserfolge
bewirken kénnen. Dies zeigt, dass der Aufbau Ost eine lohnende Zukunftsinvestition
fir ganz Deutschland ist.

VI






. Gegenstand des Fortschrittsberichtes

Der Fortschrittsbericht dokumentiert die Fortschritte des Landes Sachsen-Anhalt beim wirt-
schaftlichen Aufholprozess und den diesbezlglichen Einsatz der Solidarpaktmittel. Das Land
Sachsen-Anhalt hat wie auch die anderen neuen Lander — einschlieBlich des Landes Berlin —
im Rahmen des Solidarpakt | von 1995 bis 2004 Bundeserganzungszuweisungen zum Ab-
bau teilungsbedingter Sonderlasten sowie zum Ausgleich unterproportionaler kommunaler
Finanzkraft (SOBEZ) erhalten. Entsprechend dem Solidarpakt || werden ab 2005 SOBEZ
zum Ausgleich der teilungsbedingten Sonderlasten aus der bestehenden Infrastrukturliicke
und zum Ausgleich unterproportionaler kommunaler Finanzkraft weiter bereitgestellt. Dabei
wird ab 2006 eine jahrliche Degression der Mittelzuweisungen einsetzen, so dass letztmalig
im Jahr 2019 eine Zuweisung erfolgt. Die Degression der dem Land Sachsen-Anhalt zur Ver-
flgung gestellten Mittel ist in Abbildung I.1 dargestellt.

Abbildung I.1: Degressive Ausgestaltung Sonderbedarfs-Bundeserganzungszuweisungen
in den Jahren 2005 bis 2019 (Mio. Euro)
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Neben der Gewahrung der SOBEZ hat der Bund zugesagt, in einem Korb |l den neuen Lé&n-
dern weitere 51 Mrd. Euro an Uberproportionalen Leistungen zur Verfigung zu stellen. Bis-
lang hat der Bund noch keine verbindlichen Aussagen getroffen, wie diese Leistungen im

Einzelnen ausgestaltet werden sollen.

Die neuen Lander einschlieBlich des Landes Berlin legen dem Finanzplanungsrat jahrlich
,Fortschrittsberichte Aufbau Ost” vor, in denen die Fortschritte bei der SchlieBung der Infra-
strukturliicke, die Verwendung der Mittel aus dem Solidarpakt Il und die finanzwirtschaftliche
Entwicklung der Lander und Kommunalhaushalte einschlieBlich der Begrenzung der Netto-
neuverschuldung dargelegt sind. Die Fortschrittsberichte werden zusammen mit einer Stel-
lungnahme der Bundesregierung im Finanzplanungsrat erértert.



Mit dem vorliegenden Bericht erflllt das Land Sachsen-Anhalt seine Verpflichtung im Rah-
men des SFG und legt den vom Gesetz geforderten Fortschrittsbericht des Landes Sachsen-
Anhalt fir das Jahr 2005 vor.

Methodik

Zur Beurteilung der finanzwirtschaftlichen Entwicklung des Landes Sachsen-Anhalt und sei-
ner Kommunen sowie der Fortschritte beim Abbau der noch immer vorhandenen erheblichen
infrastrukturellen Defizite orientiert sich die Darstellung an einem gleitenden Flnfjahreszeit-
raum. Im vorgelegten Bericht werden alle Daten des Landeshaushaltes auf Grundlage des
endglltigen Haushaltsabschlusses 2005 ermittelt (Stand 9. Marz 2006). Dabei wurden die
Darstellungen zur Haushaltsentwicklung, insbesondere im Teil Il des Berichtes, wie bereits
in den Vorjahren um die Einnahmen und Ausgaben des Landes im Zusammenhang mit der
Fluthilfe bereinigt. Die unbereinigten Zahlen werden ebenfalls in den Tabellen ausgewiesen.

Als Referenzwert flr den Vergleich der Entwicklung Sachsen-Anhalts wird vereinbarungs-
gemaB der Pro-Kopf-Durchschnitt der finanzschwachen Westflachenldnder (FFW), beste-
hend aus den Landern Niedersachsen (NI), Rheinland-Pfalz (RP), Schleswig-Holstein (SH)
und dem Saarland (SL) herangezogen. Als Referenzzeitraum fiir die zeitliche Entwicklung
wurde ein gleitender Finfjahreszeitraum vereinbart, in diesem Bericht erfolgen daher die
Betrachtungen jeweils fir den Zeitraum 2001 bis 2005. Bei der Ermittlung der Pro-Kopf-
Zahlen wurde jeweils der Einwohnerstand zum 30. Juni des Jahres zugrunde gelegt.

Fir den Verwendungsnachweis der SOBEZ ist der Wegfall der Anrechnungsfahigkeit der
teilungsbedingten Lasten auBerhalb der Infrastruktur von enormer Bedeutung. Deshalb wer-
den zur besseren Vergleichbarkeit die Werte in neuer Abgrenzung auch rickwirkend bis
2002 dargestellt. Entsprechend der am 12. Juni 2006 erfolgten Abstimmung der Landerfi-
nanzminister mit dem Bundesminister der Finanzen wird ab 2005 erstmalig auch der Bereich
der Schuldendiensthilfen (ohne Wohnungsbau) einvernehmlich in den Nachweis einbezogen,
da diese fur investive Zwecke gewahrt werden und lediglich eine andere Form der Férderung
darstellen (auch nach dem Investitionsférderungsgesetz Aufbau Ost war eine Férderung von
Schuldendiensthilfen mdglich). Fir die Berechnung der unterproportionalen kommunalen
Finanzkraft (UFK) wird aufgrund der Neuregelung der Anrechnung im Landerfinanzausgleich
nunmehr eine Spanne von 10-15 vH angesetzt. Dies entspricht der Methodik des BMF.



Il Okonomische, soziale und demografische Entwicklung in Sachsen-Anhalt
1.1 Wirtschaftliche Entwicklung

Zentraler Indikator der weiteren Konvergenz der neuen Lander ist die Entwicklung des Brut-
toinlandsprodukts (BIP) je Einwohner. Der Bezug zur Einwohnerzahl wird hier wie auch fur
andere zentrale GréBen flr wesentlich gehalten, da die Erwirtschaftung eines Produkts wie
auch seine Verwendung unmittelbar an die Anzahl der davon betroffenen Menschen gekop-
pelt ist.

Tabelle II.1.1 zeigt die Entwicklung des realen BIP je Einwohner in den einzelnen Bundes-
landern und in Deutschland insgesamt im Jahr 2005.

Tabelle 1l.1.1: Entwicklung des Bruttoinlandsprodukts je Einwohner nach Bundeslandern

im Jahr 2005
in jeweiligen Preisen preisbereinigt
Verand?rung in vH des bundes{ Veranderung
. gegeniber .
in Euro dem Vorjahr in deutsche_n gege.nube.)r dem
vH Durchschnitts Vorjahr in vH
Saarland 26.090 3,9 95,8 3,1
Sachsen-Anhalt 19.376 2,8 71,2 1,9
Baden-Wiirttemberg 30.818 1,9 113,2 1,3
Bremen 36.927 2,2 135,6 1,2
Schleswig-Holstein 24.381 1,0 89,5 1,2
Hamburg 45.992 1,7 168,9 1,1
Bayern 32.408 1,4 119,0 1,1
Thiringen 19.047 0,9 70,0 0,9
Nordrhein-Westfalen 27.080 1,5 99,5 0,8
Niedersachsen 23.534 1,3 86,4 0,8
Hessen 32.454 0,8 119,2 0,7
Rheinland-Pfalz 24.007 1,2 88,2 0,6
Sachsen 20.033 0,6 73,6 0,6
Mecklenburg-Vorp. 18.264 0,2 67,1 0,6
Berlin 23.470 0,0 86,2 -0,3
Brandenburg 18.755 -0,7 68,9 -1,2
Deutschland 27.229 1,4 100,0 0,9

Im Zeitraum von 2001 bis 2005 stieg das reale Bruttoinlandsprodukt (BIP) je Einwoh-
ner um 9,1 vH und damit hat Sachsen-Anhalt das zweitstarkste Wachstum in Deutsch-
land. Wie Abbildung 1l.1.1. zeigt, konnte Sachsen-Anhalt einen beachtlichen Konvergenz-

fortschritt in Relation zu den FFW erzielen. Betrug das Bruttoinlandsprodukt (BIP) je Ein-
wohner im Jahr 2001 erst 74 vH des Pro-Kopf-BIP in den FFW, so verbesserte sich
dieser Wert bis 2005 auf 81 vH. Keinem anderen ostdeutschen Bundesland gelang ein
so groBer Anpassungsfortschritt.



Abbildung I1.1.1: Entwicklung des BIP je Einwohner in Sachsen-Anhalt und den NFL in vH
des Durchschnittswertes der FFW
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Das reale Wachstum in Sachsen-Anhalt - gemessen an der Wachstumsrate der realen Brut-

towertschopfung Uber alle Wirtschaftsbereiche - war in den vergangenen Jahren im deutlich

positiven Bereich, siehe Tabelle 11.1.2.

Tabelle 1l.1.2: Wachstumsrate der Bruttowertschdpfung nach Wirtschaftsbereichen in Sach-
sen-Anhalt im Vergleich zu den FFW in vH

ST FFW
2005/2001 2005/2004 | 2005/2001 2005/2004

1. alle Wirtschaftsbereiche 5,3 1,0 3,6 1,5
2. Land- und Forstwirtschaft und Fische- 1,0 -5,2 4,3 -5,3
rei

3a. Produzierendes Gewerbe insgesamt 10,6 3,3 2,0 2,5
3b. Produzierendes Gewerbe ohne Bau 22,3 6,1 3,9 3,4
3.1 Verarbeitendes Gewerbe 27,9 8,1 3,3 3,3
3.2 Baugewerbe -19,2 -6,3 -7,7 -2,6
4. Dienstleistungsbereiche 3,6 0,3 4,2 1,1
4.1 Handel, Gastgewerbe und Verkehr 8,1 2,5 2,7 1,8
4.2 Finanzierung, Vermietung und Un- 5,9 0,7 6,4 2,0
ternehmensdienstleister

4.3 Offentliche und private Dienstleister -1,0 -1,4 3,0 -0,4

Trotz der stark schrumpfenden Bauwirtschaft war das reale Wachstum im gesamten Zeit-

raum von 2001 bis 2005 sehr hoch gegenlber den FFW. Sachsen-Anhalt erzielte im Be-

trachtungszeitraum ein sehr hohes Wachstum unter allen Bundeslandern (4. Stelle nach

Bayern, Sachsen und Thiringen). Die sektorale Aufspaltung des realen Wachstums lasst

4




erkennen, dass sich nur die Bauwirtschaft deutlich negativ entwickelt hat. Aufgrund der Kon-
solidierungsanstrengungen in Land und Kommunen und dem damit stédndig verbundenen
Personalabbau schrumpfte allerdings der Bereich ,6ffentliche und private Dienstleister” e-
benfalls. Im Verarbeitenden Gewerbe, aber auch in den Bereichen Handel, Gastgewerbe
und Verkehr sowie im Bereich der Finanzierung, Vermietung und Unternehmensdienstleister
war ein sehr hohes Wachstum zu verzeichnen, das deutlich Gber den Vergleichswerten der
finanzschwachen Westflachenlander lag. Das Verarbeitende Gewerbe Sachsen-Anhalts
weist eine beachtliche und weit liberdurchschnittliche Wachstumsdynamik auf. Die
reale Bruttowertschopfung des Verarbeitenden Gewerbes stieg 2005 gegeniiber 2001
um 27,9 vH, wahrend sie in den FFW nur um 3,3 vH anstieg. Diese Tatsache ist beson-
ders hervorzuheben, da dem Verarbeitenden Gewerbe fir den gesamten weiteren ge-

samtwirtschaftlichen Konvergenzprozess eine herausragende Rolle zukommt.

Als unmittelbare Folge des Wachstums bei gleichzeitig moderater Lohnentwicklung hat sich
die Produktivitat (gemessen als Bruttowertschépfung je Erwerbstatigen) deutlich verbessert.
Bundesweit erzielte Sachsen-Anhalt 2005 gegentiber 2001 mit real +10,8 vH die héchs-
ten Produktivitatsgewinne und kann auch 2005 mit + 2,9 vH auf den héchsten gesamtwirt-
schaftlichen Produktivitdtszuwachs unter allen Bundesléandern verweisen. Im Verarbeitenden
Gewerbe hat Sachsen-Anhalt 2005 mit 78 vH des Bundesdurchschnitts die giinstigsten
Lohnstiickkosten in Deutschland und erweist sich somit gerade in diesem Wirtschaftsbe-
reich als besonders wettbewerbsféhig.

Der Vergleich der Sektorstruktur in Sachsen-Anhalt und den FFW in der Tabelle 11.1.3 zeigt,
dass die industrielle Basis in den neuen Landern zwar immer noch etwas kleiner ist als in
den alten Landern, der Abstand zu den FFW sich jedoch langsam verringert. Wahrend die
Zweige ,Produzierendes Gewerbe ohne Bau, Handel, Gastgewerbe und Verkehr und Finan-
zierung, Vermietung und Unternehmensdienstleister® noch unter denen der FFW liegen, ist
die Bauwirtschaft dagegen in Sachsen-Anhalt trotz des anhaltenden Schrumpfungsprozes-
ses noch deutlich gewichtiger als in den alten Landern, auch die 6ffentlichen und privaten
Dienstleister liegen mit 4,4 vH Uber denen der FFW.



Tabelle 11.1.3: Wirtschaftsstruktur: Anteil der Bruttowertschépfung (BWS) 2005 nach Wirt-
schaftsbereichen in Sachsen-Anhalt im Vergleich zu den FFW in vH

ST FFW
1. alle Wirtschaftsbereiche 100,0 100,0
2. Land- und Forstwirtschaft und Fischerei 1,7 1,4
3. Produzierendes Gewerbe ohne Bau 23,0 25,8
4. Baugewerbe 5,5 4,0
5. Handel, Gastgewerbe und Verkehr 20,8 18,8
6. Finanzierung, Vermietung und Unterneh- 20,7 26,0

mensdienstleister

7. Offentliche und private Dienstleister 28,4 24,0

Die Anpassungsfortschritte Sachsen-Anhalts kommen auch in der deutlich riicklaufigen Pro-
duktionslicke (,Leistungsbilanzdefizit*) des Landes zum Ausdruck, siehe Abbildung 11.1.2.

Sie berechnet sich als das Differenz zwischen dem Verbrauch von Haushalten, Unterneh-
men und 6ffentlicher Hand einerseits und dem regionalen Bruttoinlandsprodukt (BIP) ande-
rerseits. Die Produktionslicke in vH des BIP gibt an, um welchen Prozentsatz das Bruttoin-
landsprodukt wachsen misste, damit es dem regionalen Verbrauch gleicht.

Wahrend die Produktionsliicke im Jahr 1991 noch 71 vH des BIP betrug, sank sie bis 2003'
auf 21 vH. Gegeniber 2001 wurde ein Rickgang um 7 vH-Punkte erreicht. Daflr verantwort-
lich ist zum einen die stetig wachsende Produktion (BIP) und zum anderen der seit 1995
ricklaufige regionale Verbrauch. Sachsen-Anhalt deckt seinen Verbrauch somit zunehmend
aus der eigenen wirtschaftlichen Leistungskraft. Dazu leisten die Solidarpaktmittel einen e-
benso wichtigen Beitrag wie die Erfolge bei Wachstum, Produktivitat und Beschéftigung.

! aktuellere Zahlen liegen noch nicht vor (Quelle: VGR der Lander)
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Abbildung I1.1.2: Ricklaufige Produktionsliicke in Sachsen-Anhalt
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Zusammenfassend lasst sich festhalten, dass Sachsen-Anhalt deutliche Konvergenz-
fortschritte erzielt hat, sowohl bei der Wertschépfung als auch bei der Entwicklung der
sektoralen Wirtschaftsstruktur.

1.2 Arbeitsmarkt und Erwerbstatigkeit
Die Einflhrung des SGB Il brachte fiir den Arbeitsmarkt bundesweit eine Erhéhung der Ar-
beitslosenzahlen. Als Ergebnis stiegen die Jahresdurchschnittswerte der Arbeitslosenquote

an, so dass ein Vergleich zu den Vorjahren nur bedingt mdglich ist.

Der Arbeitsmarkt ist in Sachsen-Anhalt - wie auch in allen anderen neuen L&ndern - noch
immer von einer hohen Arbeitslosigkeit gekennzeichnet. Wie Abbildung 11.2.1 zeigt, ist die

Arbeitslosenquote, bezogen auf alle zivilen Erwerbspersonen, immer noch fast doppelt so
hoch wie in den FFW.

Abbildung 11.2.1: Arbeitslosenquote in Sachsen-Anhalt sowie den FFW, Jahresdurch-
schnittswerte von 2001 bis 2005
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Im Vergleich der neuen Lander konnte Sachsen-Anhalt seine Position verbessern und lag
2005 knapp vor Mecklenburg-Vorpommern. Sachsen-Anhalt senkte in 2005 gegenuber dem
Jahr 2001 die Anzahl der Arbeitslosen um 14 vH, dies war der zweitbeste Wert nach Bran-
denburg.

Wie Tabelle 11.2.1 zeigt, ist in Sachsen-Anhalt die Arbeitslosenquote im Referenzzeitraum am
geringsten angestiegen (+ 3 vH) .

Tabelle 11.2.1: Veranderung der Arbeitslosenquote 2005 gegeniber 2001 bezogen auf
die zivilen Erwerbspersonen (2001=100)

Bundesland 2005/2001
Sachsen-Anhalt 103
Sachsen 105
Brandenburg 105
Mecklenburg-Vorpommern 111
Tharingen 112
Berlin 118
Saarland 119
Deutschland 124
Niedersachsen 127
Rheinland-Pfalz 129
Bremen 135
Hamburg 136
Nordrhein-Westfalen 136
Schleswig-Holstein 138
Baden-Warttemberg 143
Hessen 147
Bayern 147

Die Entwicklung der Erwerbstétigkeit ist in Sachsen-Anhalt, auch beeinflusst von demografi-
schen Aspekten, weiterhin ricklaufig. Sie wird durch einen starken Arbeitsplatzabbau in der
Bauwirtschaft gepragt, in der seit 2001 Rickgange um etwa 30 vH zu verzeichnen waren (in
den FFW um etwa 14 vH). Die Erwerbstatigkeit insgesamt lag im Jahresdurchschnitt 2005
um 5 vH unter dem Wert des Jahres 2001. Eine &hnliche Entwicklung ist in allen neuen Lé&n-

dern zu verzeichnen. Da in diesem Zeitraum der Bevdélkerungsriickgang etwa so gro3 war



wie der Rickgang der Erwerbstéatigen, ist die Erwerbsquote gegentber 2001 nahezu unver-
andert geblieben. Auch dies entspricht der Entwicklung in den anderen neuen Landern wie
auch in Deutschland insgesamt, s. Tabelle 11.2.2.

Tabelle 11.2.2:  Entwicklung der Erwerbsquote (Erwerbstatige je 1000 Einwohner) 2005
gegeniber 2001 (2001=100)

Bundesland 2005/2001
Sachsen 100
Saarland 100
Sachsen-Anhalt 99
Mecklenburg-Vorpommern 99
Thiringen 99
Niedersachsen 99
Rheinland-Pfalz 99
Deutschland 98
Bremen 98
Hessen 98
Brandenburg 98
Baden-Wrttemberg 98
Nordrhein-Westfalen 98
Berlin 97
Bayern 97
Hamburg 97
Schleswig-Holstein 96

1.3 Demografische Entwicklung

Das Land Sachsen-Anhalt hat in den vergangenen Jahren einen erheblichen Bevdlkerungs-
verlust erlitten. Am 30.06.2005 lag die Einwohnerzahl um fast 4,4 vH niedriger als am
30.06.2001. Im gleichen Zeitraum hatten die neuen Flachenlander insgesamt einen Bevolke-
rungsverlust von ca. 3,1 vH und die finanzschwachen Westflachenléander einen Einwohner-
zuwachs in Héhe von ca. 0,65 vH zu verzeichnen, siehe Abbildung 11.3.1. Verantwortlich far

diese Entwicklung ist insbesondere der negative Saldo zwischen Zu- und Abwanderungen,

bedingt durch im Durchschnitt zu geringe Zuwanderungen, aber auch ein tberdurch-

schnittlich hohes Geburtendefizit. Die Entwicklung ist auch in den anderen neuen Landern

ahnlich verlaufen, selbst Brandenburg, das zwischenzeitlich von Suburbanisierungsprozes-

sen im GroBraum Berlin profitierte, muss inzwischen wieder Bevdlkerungsverluste verkraf-
9



ten. Nachdem die Bevélkerung in Sachsen-Anhalt 2001 und 2002 gegenlber dem Vorjahr
jeweils um rd. 1,3 vH sank, hat sich der Bevolkerungsriickgang ab 2003 spiirbar verlang-
samt.

Abbildung 11.3.1: Bevolkerungsentwicklung in Sachsen-Anhalt seit 2001 im Vergleich zu
den finanzschwachen Westflachenlandern (FFW) und der Gesamtheit der
neuen Flachenlander (NFL)/ 2001 = 100
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Nach der zuletzt vorgelegten Bevdlkerungsprognose (Stand: Frihjahr 2004 - Datenbasis
2002) wird sich der Bevdlkerungsrickgang auch in den nachsten Jahren fortsetzen, siehe
Abbildung 11.3.2. Langerfristig geht die Prognose davon aus, dass die Bevélkerung des Lan-
des von 2,47 Mio. Einwohner Ende 2005 bis 2020 auf ca. 2,06 Mio. Einwohner sinkt®. Im
Vergleich hierzu rechnet das Statistische Bundesamt fir die FFW in den nachsten Jahren mit

einer nahezu unveranderten Bevdlkerungszahl.

Abbildung 11.3.2: Bevolkerungsprognose fir den Zeitraum von 2001 bis 2020 in Sachsen-

Anhalt und den finanzschwachen Westflachenlandern (FFW) im Vergleich
(2001 = 100)
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2 Die aktualisierte Prognose, die im Jahr 2007 vorliegen wird, geht dagegen voraussichtlich von einem schwa-
cheren Riickgang auf etwa 2,19 Mio. Einwohner aus.

10



Aus den durch die Prognose aufgezeigten demografischen Entwicklungen resultieren sowohl
auf Lander- als auch auf Kommunalebene erhebliche fiskalische Anpassungslasten, die
zusatzlich zu den Aufbaulasten von den neuen Landern zu tragen sind und denen in
den alten Landern in den nachsten Jahren kaum vergleichbare Lasten gegentliberste-
hen. Sachsen-Anhalt verliert mit jedem Einwohner, der das Land verlasst, gut 2.000 Euro
pro Jahr an Einnahmen. Die Landesregierung wird daher durch entsprechende GegenmaB-
nahmen dazu beitragen, den Bevélkerungsriickgang auch aus diesem Grund nach Méglich-
keit zu verlangsamen. In einem ersten Schritt hat die Landesregierung ein Familienférderge-
setz mit konkreten MaBnahmen beschlossen. AuBerdem wurden Forschungs- und Modell-
projekte auf den Weg gebracht, wie ,Léndliche Lebensmodelle fir junge Menschen und Fa-
milien in Sachsen-Anhalt“ und ,Innovative Ansétze zur Bewaltigung des demografischen
Wandels — Generationswechselmanagement in Sachsen-Anhalt".

Eine Studie Uber die Zuwanderung nach Sachsen-Anhalt hat gezeigt, dass in Sachsen-
Anhalt neben der Abwanderung und dem Geburtendefizit insbesondere die geringere Zu-
wanderung ein Problem darstellt. Hier besteht Handlungsbedarf fur kunftige politische Ent-
scheidungen, um eine hdhere Attraktivitdt des Standorts und Lebensraums Sachsen-Anhalt
zu bewirken.
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.4
bedingungen in Sachsen-Anhalt

Zusammenfassende Bewertung der Konvergenzfortschritte und der Rahmen-

Das Kapitel hat gezeigt, dass Sachsen-Anhalt wie die ostdeutschen Bundeslander insgesamt

noch erhebliche Entwicklungsrickstdnde aufweist. Es wurde aber auch deutlich, dass das

Land im Berichtszeitraum deutliche Konvergenzfortschritte aufweist und dass es zuneh-

mend gelingt, die Transferabhéngigkeit abzubauen.

Abbildung 11.4.1:

Zentrale Indikatoren zum erreichten Anpassungsniveau Sachsen-

Anhalts im Vergleich zum Bundesdurchschnitt (=100) in den Jahren

1995, 2001 und 2005
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Abbildung 11.4.1 fasst den erreichten Anpassungsstand Sachsen-Anhalts anhand zentraler

Konvergenzindikatoren zusammen. Sie zeigt, dass es Sachsen-Anhalt im Berichtszeitraum

gelungen ist, beachtliche Konvergenzerfolge zu erzielen. So stieg das Bruttoinlandsprodukt

je Einwohner um 9,1 vH und damit deutlich starker als im ostdeutschen und im Bundes-

durchschnitt. Die Wirtschaftsleistung wuchs in den zuriickliegenden Jahren deutlich schneller

als die verfigbaren Einkommen. Sachsen-Anhalt gelingt es folglich zunehmend, seinen

Verbrauch aus eigener Kraft zu erwirtschaften. Die Abbildung zeigt allerdings auch, dass das

wirtschaftliche Wachstum bislang noch in zu geringem Umfang neue Arbeitsplatze mit sich

gebracht hat. Dies zeigt sich auch in der nach wie vor viel zu hohen Arbeitslosigkeit, die mit
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20,3 vH im Jahr 2005 fast doppelt so hoch war wie im Bundesdurchschnitt. Eine wesentliche
Ursache hierfiir ist auch die immer noch zu geringe Wertschépfung im Verarbeitenden Ge-
werbe. Obwohl der Wirtschaftsbereich dynamisch wachst, erreicht die Bruttowertschépfung
im Jahr 2005 — bezogen auf die Einwohnerzahl — erst 58,5 vH des Bundesdurchschnitts.
Gleichzeitig haben hohe Produktivitdtsgewinne und deutlich gesunkene Lohnstlickkosten die
Wettbewerbsfahigkeit der Industrie nachhaltig verbessert. Zahlreiche Neuansiedlungen sind
der Beleg fur die ginstigen Rahmenbedingungen und die neu gewonnene Attraktivitat des
Industriestandorts Sachsen-Anhalt.

Einen wesentlichen Beitrag zu den Uberdurchschnittlichen Konvergenzerfolgen Sachsen-
Anhalts haben die Solidarpaktmittel geleistet. Die wirtschaftliche Entwicklung des Landes
zeigt, dass die Hilfen effektiv im Sinne der gesamtwirtschaftlichen Ziele des Aufbaus Ost
eingesetzt wurden und dass es dem Land zunehmend gelingt, sich aus seiner Transferab-
hangigkeit zu befreien. Gleichwohl sind die noch vorhandenen Entwicklungsriickstande un-
Ubersehbar.

Auch weiterhin sind groBe Anstrengungen erforderlich, um die Transferabhangigkeit
Ostdeutschlands weiter zu reduzieren und das Konvergenzziel des Aufbaus Ost zu
erreichen. In dieser Situation ist von groBer Bedeutung, dass die ostdeutschen Lander
Planungssicherheit fir den weiteren Prozess des Aufbaus Ost erhalten, damit die
Konvergenzerfolge verstetigt werden kénnen und das Ziel — finanziell auf eigenen Bei-
nen zu stehen — erreicht wird.
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Ml Finanzwirtschaftliche Entwicklung des Landeshaushaltes und der Kommunal-
haushalte einschlieBlich der Begrenzung der Neuverschuldung

lll.1. Die Entwicklung der Ausgaben und Einnahmen auf der Landesebene

lll.1.1 Ausgaben
Bereinigte Gesamtausgaben

Die bereinigten Gesamtausgaben® auf Landesebene sind in Sachsen-Anhalt seit 2001 im
Vergleich zu den FFW deutlich gesunken, von ca. 10,3 Mrd. Euro im Jahr 2001 sind sie ab-
solut um fast 2 vH auf ca. 10,1 Mrd. Euro im Jahr 2005 zurtickgegangen. Ohne Bertiicksichti-
gung der 2005 erstmalig weitergeleiteten Mittel des Bundes flr die Beteiligung an den Kos-
ten der Unterkunft und Heizung far FFW und Sachsen-Anhalt und der nur in den neuen Lan-
dern zur Verfiigung gestellten SOBEZ zur Uberwindung der strukturellen Arbeitslosigkeit, die
vom Land an die Kommunen weitergeleitet werden- Hartz IV -, die den Landeshaushalt nur
durchlaufen, ergibt sich sogar ein Rickgang von 5 vH. Allerdings ergibt sich aufgrund des
demografischen Effekts bei den Pro-Kopf-Ausgaben kaum eine Veranderung.

Im Vergleich zum Niveau der finanzschwachen Westflachenlander hat sich der Abstand Pro-
Kopf von rd. 141 vH im Jahr 2001 auf ca. 142 vH im Jahr 2005 geringfligig erhéht, siehe Ab-
bildung Ill.1.1. (ohne Hartz-IV-Ausgaben).

Abbildung Ill.1.1: Bereinigte Pro-Kopf-Ausgaben auf Landesebene im Vergleich zu den
FFW (ohne Fluthilfe und ohne Ausgaben Hartz IV)
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3 alle Vergleiche zu den FFW im Folgenden ohne Ausgaben fiir Fluthilfe, die vollstandig aus dem Aufbauhilfe-

fonds finanziert wurden
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Ausgaben der laufenden Rechnung

Die Ausgaben der laufenden Rechnung, siehe Abbildung I11.1.2, haben sich gegentber dem

Vorjahr, aber auch gegentber dem Referenzjahr 2001 deutlich erhéht. Dies ist hauptséchlich
begrindet in den durchlaufenden Leistungen (Hartz IV), ohne die sich gegentber 2004 nur
ein Aufwuchs um etwa 1 vH ergibt. In den Vergleichsldndern West hat in diesem Zeitraum
ebenfalls eine Steigerung der Ausgaben der laufenden Rechnung stattgefunden.

Abbildung Ill.1.2: Ausgaben der laufenden Rechnung (ohne Fluthilfe und ohne Ausgaben
Hartz IV) auf Landesebene im Vergleich zu den FFW
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Die hoheren Pro-Kopf-Ausgaben im Vergleich zu den FFW, s. Tabelle lll.1.1., sind ins-

besondere auf deutlich hdhere Zuweisungen an die Kommunen zuriickzufithren. Wah-
rend das Land Sachsen-Anhalt im Jahr 2005 hierfir — ohne Fluthilfe — je Einwohner ca.
1.002 Euro (ohne Hartz IV 871 Euro) verausgabt, wurden in den FFW durchschnittlich nur
ca. 542 Euro je Einwohner (ohne Hartz IV 505 Euro) verausgabt. Die vergleichsweise hdhe-
ren Zuweisungen an die Kommunen sind weiter erforderlich, um die unterproportionale kom-
munale Finanzkraft auszugleichen und den Kommunen ausreichend Mittel zur Finanzierung

{iberproportionaler Infrastrukturinvestitionen zur Verfligung zu stellen.*

Ebenfalls deutlich Gber den Vergleichswerten der FFW liegen die laufenden Zuweisungen an
andere Bereiche in Sachsen-Anhalt. Zu nennen sind hier zum einen die Ausgaben fir Ren-
ten und Unterstiitzungen (um nahezu 30 Euro je Einwohner), zum anderen die Zuweisungen
und Zuschisse an sonstige Unternehmen (um nahezu 263 Euro je Einwohner). Dies ist
Ausdruck des derzeitigen hohen Férderniveaus in den neuen Landern.

Die weiter steigenden Zinsausgaben als Folge der Neuverschuldung in den vergangenen
Jahren haben 2005 dazu gefiihrt, dass Sachsen-Anhalt bereits 60 Euro je Einwohner mehr
aufwenden musste, als im Durchschnitt die FFW. Hier wird die Landesregierung erst mittel-

4 Siehe hierzu Teil IV des Berichts
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bis langfristig durch die Ruckfihrung und Beendigung der Neuverschuldung eine Reduzie-

rung bewirken kénnen.

Eine weitere Ausgabenkomponente, die keine Entsprechung in den alten Landern hat, resul-
tiert aus den Leistungen, welche die neuen Lander im Rahmen des AAUG (Anspruchs- und
Anwartschaftstberleitungsgesetz; Ausgaben fir die Zusatz- und Sonderversorgung der
DDR) zu erbringen haben, die immerhin rd. 5 vH der laufenden Ausgaben ausmachen. Nach
einem kurzzeitigen RlUckgang in den Jahren 2003 und 2004 steigen diese Ausgaben zwi-
schenzeitlich wieder an. Hier bleibt die Bundesregierung gefordert, ihre Zusage zur zu-
kinftigen starkeren Entlastung der neuen Léndern zu realisieren.

Tabelle lll.1.1: Die Struktur der laufenden Ausgaben auf Landesebene im Vergleich zu den
FFW im Jahr 2005 (ohne Fluthilfe)

ST FFW
Euroje | vH-Anteil | Euroje | vH-Anteil
EW EW
1. laufende Ausgaben gesamt 3.292 100,0 2.548 100,0
- davon:
2. Personalausgaben 934 28,4 1.104 43,3
-- davon:
2.a Versorgungsleistungen 17 0,5 245 9,6
2.b Bezlge fir aktives Personal 917 27,8 859 33,7
3. Zinsausgaben 353 10,7 293 11,5
4. laufender Sachaufwand 186 5,7 205 8,0
5. laufende Zuweisungen und Zuschisse an 1.002 30,4 542 21,3
Kommunen
ohne Hartz IV 871 505
6. Lfd. Zuweisungen an andere Bereiche 661 20,1 404 15,9
-- darunter:
6.a Renten, Unterstlitzungen und dgl. 76 2,3 46 1,8
6.b Zuweisungen und Zuschisse an 62 1,9 68 2,7
soziale und &hnliche Einrichtungen
6.c Zuweisungen und Zuschisse an 128 3,9 142 5,6
offentliche Unternehmen
6.d Zuweisungen und Zuschisse an 359 10,9 96 3,8
sonstige Unternehmen
7. AAUG-Zahlungen 156 4,7 0 0,0
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Personalausgaben

Die Abbildung IIl.1.3 zeigt die Entwicklung der Personalausgaben. Die Personalausgaben

sind danach seit dem Jahr 2001 absolut um ca. 17 vH und je Einwohner - aufgrund der Aus-
wirkungen des Einwohnerriickgangs - um ca. 13 vH gesunken. Gleichzeitig wurden vom
1.1.2001 bis 31.12.2005 13.407 Stellen auf der Landesebene abgebaut. Im Personalhaus-
halt 2005 wies Sachsen-Anhalt noch 51.432 Stellen im Planpersonal aus. Das sind 20,7 Stel-
len je 1000 Einwohner. Das ist der niedrigste Wert innerhalb der neuen Flachenlander und
innerhalb aller Lander der fiinftbeste Wert. Die Uberfiihrung der Universitatskliniken in die
mittelbare Landesverwaltung hat mit 5.325 Stellen zur Reduzierung des Stellenbestandes
beigetragen.

Abbildung Il.1.3: Personalausgaben auf Landesebene im Vergleich zu den FFW
(ohne Einmaleffekt Auszahlung Lehrer-Arbeitszeitkonten 2004)
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Die Pro-Kopf-Personalausgaben 2005 liegen um 15,4 vH unter denen der FFW, beim Ver-
gleich der Aufwendungen fiir aktives Personal je Einwohner, d.h. Personalausgaben oh-
ne Versorgungsausgaben - siche Tabelle Il.1.2, liegen aber die Personalausgaben auf Lan-
desebene in Sachsen-Anhalt ca. noch um 6,7 vH Uber dem Durchschnittswert der FFW.
Zum Teil ist dies auch dem Umstand geschuldet, dass aufgrund der in Sachsen-Anhalt
wie auch anderen neuen Landern nicht erfolgten Verbeamtung der Lehrer gegenwartig
héhere Ausgaben je Stelle anfallen, wodurch im Gegenzug kinftige Pensionsbelastun-
gen reduziert werden. Dies ist bei einer Bewertung des gegenwartigen Ausgabevolumens
zu bericksichtigen, weil dadurch die Vergleichbarkeit der Zahlen eingeschrankt wird. Zudem
differieren auch die Ausgaben der einzelnen FFW-L&nder deutlich. Durch die konsequente
Umsetzung weiterer geplanter Stellenriickfiihrungen in Sachsen-Anhalt wird der Ab-
stand zu den Vergleichslandern aber weiter verringert.
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Tabelle 1ll.1.2: Personalausgaben insgesamt und fir aktives Personal auf Landesebene
im Jahr 2001 und 2005 in Euro je Einwohner

Personalausgaben Ausgaben flr aktives Personal (Personal-
insgesamt ausgaben minus Versorgungsausgaben)
2005/2001 2005/2001
2001 2005 2001 2005 ]
in vH in vH
ST 1.077 934 86,7 1.070 917 85,7
FFW 1.088 1.104 101,5 867 859 99,1

Im Jahr 2006 wird sich die Zahl der Stellen um rund 2.000 verringern und schlieBt
damit an die Abbauraten der Vorjahre an. Entsprechend der Koalitionsvereinbarung von
CDU und SPD vom 18. April 2006 wird auch die neue Landesregierung weiter geeignete
MaBnahmen zur Verringerung der Personalausgaben ergreifen. Eine Zielzahl von jahrlich
2.000 Planstellen/ Stellen ist fir den weiteren Personalabbau formuliert worden. Zur Siche-
rung einer zukunftsgerechten Altersstruktur in der Landesverwaltung werden gleich-
zeitig maximal 250 Neueinstellungen jahrlich vorgesehen. Ein noch im Jahr 2006 zu
erarbeitendes Personalentwicklungskonzept wird den Personalabbau und die Anpas-
sung des Bestandes liber die Legislaturperiode hinaus beschreiben.

Verbeamtungen werden kinftig auf die Aufgabenbereiche beschrénkt, in denen dies unbe-
dingt erforderlich ist. Gleichzeitig sollen ab 2007 fir Neuverbeamtungen Pensionsriicklagen
gebildet werden. Beide MaBnahmen werden die Ausgaben kurz- und mittelfristig erhéhen,
jedoch langfristig eine Entlastung bewirken.

Laufender Sachaufwand

Die Abbildung 1ll.1.4 zeigt die Pro-Kopf-Ausgaben fir den laufenden Sachaufwand. Hier hat

sich der Ausgabenabstand im Vergleich zu den FFW in den Jahren von 2001 bis 2005 riick-
laufig entwickelt und seit 2003 die Ausgaben der FFW unterschritten. Dies liegt teilweise
auch an der Griindung von Landesbetrieben sowie der Globalisierung der Mittel fir die Uni-
versitdten. Jedoch haben auch die FFW-Lander in zum Teil nennenswertem Umfang Aus-

gliederungen vorgenommen.
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Abbildung Ill.1.4: Pro-Kopf-Ausgaben fir laufenden Sachaufwand auf Landesebene im
Vergleich zu den FFW
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Sozialausgaben

Abbildung 111.1.5 zeigt das Niveau der Sozialausgaben (im engeren Sinne, d.h. Renten, Un-
terstitzungen und dgl.) im Land Sachsen-Anhalt gegenliber den FFW. Sichtbar wird, dass
die Belastung des Landeshaushaltes 2005 bereits knapp zwei Drittel Gber denen der FFW

(im Durchschnitt) lag. Dies wird im Vergleich zu den FFW allerdings teilweise durch noch
geringere Belastungen der kommunalen Ebene (siehe Abb. 111.2.5) ausgeglichen.

Abbildung I1l.1.5: Pro-Kopf-Ausgaben fir Renten, Unterstitzungen und dgl. auf Landes-
ebene im Vergleich zu den FFW

160 - R FFW 3sT ——ST in vH von FFW — 200
140 - 1 480
120 -
1 160
= 100 - /
.ﬂe_’. 80 - + 140 <
g 607 + 120
40 -
20 - 1 100
0 80

2001 2002 2003 2004 2005

Gegenlber dem Jahr 2001 haben sich die dargestellten Sozialausgaben im Land Sachsen-
Anhalt 2005 um Uber 37 vH vermindert. Die Verringerung beruht auf den gesunkenen Aus-
gaben nach dem Wohngeldgesetz, die sich durch die Reformen am Arbeitsmarkt ergeben.
Eine &hnliche Verringerung der Sozialausgaben (-26 vH) hat auch in den FFW stattgefun-
den. Die auf Landesebene eingesparten Mittel werden jahrlich den Kommunen in einer ge-
sonderten Zuweisung auf der Grundlage der Vereinbarungen zum 4. Gesetz flir moderne

Dienstleistungen am Arbeitsmarkt zur Verfligung gestellt.
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Aufwendung im Rahmen des Anspruchs- und Anwartschaftsiiberfiihrungsgesetz (AAUG)

In der Tabelle 1ll.1.1 wurden bei den laufenden Ausgaben des Landes Sachsen-Anhalt die
Zahlungen zur Finanzierung von Rentenanspriichen, die im Rahmen des AAUG gesetzlich
geregelt sind, ausgewiesen. Diese Ausgaben sind in allen neuen Landern seit Mitte der
neunziger Jahre bis zum Jahr 2002 explosionsartig gestiegen und steigen auch gegenwartig
weiter an. Sie betragen derzeit je Einwohner mehr als das Doppelte der Ausgaben des Jah-
res 1995 und machen fur Sachsen-Anhalt zwischenzeitlich knapp 400 Mio. Euro bzw. rd.
5 vH der laufenden Ausgaben aus.

Bei den AAUG-Zahlungen handelt es sich um eine einigungsbedingte Sonderlast, weil
diese nicht mit den Pensionslasten der alten Lander vergleichbar sind, da hier (insbe-
sondere in der Zusatzversorgung) viele Berufsgruppen aus der DDR versorgt werden, die
nicht zum &ffentlichen Sektor zu rechnen sind (z.B. Kiinstler und sogenannte ,technische
Intelligenz®). Zahlungstechnisch sind die gesetzlichen Rentenversicherungen fur die Renten-
auszahlungen im Rahmen des AAUG zustandig. Diese Aufwendungen — einschlieBlich der
damit verbundenen Verwaltungsaufwendungen — werden den Rentenversicherungstragern
vom Bund erstattet. Der Bund wiederum lasst sich — gemaB dem Einigungsvertrag — die auf
die neuen Lander entfallenden Anteile (ca. zwei Drittel) von diesen im Verhéltnis ihrer Ein-
wohnerzahlen erstatten. Die Hohe der AAUG-Lasten entspricht in Sachsen-Anhalt rd.
23 vH der SOBEZ. Diese Mittel fehlen dem Land Sachsen-Anhalt und auch den ande-
ren neuen Landern bei der weiteren Gestaltung des Aufbaus Ost. Deshalb bleibt die
Bundesregierung gefordert, ihre Zusage zu zukiinftigen starkeren Entlastung der neu-
en Landern zu realisieren.

Investive Ausgaben

Die Ausgaben der Kapitalrechnung, siehe Abbildung 111.1.6, sind auf Landesebene gegen-

Uber 2001 racklaufig, sie betrugen im Jahr 2005 ohne Fluthilfe aber je Einwohner immer
noch rd. 775 Euro und damit das Dreifache des FFW-Niveaus (ohne die im Jahr 2005 geta-
tigte Kapitalaufstockung fir die Norddeutsche Landesbank rd. 275 vH). Auch hier haben die

Zuweisungen an die Kommunen einen mafBgeblichen Anteil.
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Abbildung Ill.1.6: Ausgaben der Kapitalrechnung auf Landesebene im Vergleich zu den
FFW (ohne Fluthilfe)
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Die Tabelle I.1.3 zeigt die Struktur der Ausgaben der Kapitalrechnung im Jahr 2005. Auf
Landesebene wurden in Sachsen-Anhalt ca. 38 vH der investiven Ausgaben (ohne Fluthilfe)
in Form von Investitionszuweisungen an die kommunale Ebene geleistet. Dabei lagen die
Pro-Kopf-Zuweisungen an die Kommunen in Sachsen-Anhalt bei fast 280 vH (ohne Fluthilfe)
des Niveaus in den finanzschwachen Westflachenlandern. Deutliche Unterschiede bei den
investiven Ausgaben zwischen dem Land Sachsen-Anhalt und den FFW sind auch bei den
Zuweisungen und Zuschissen an andere Bereiche zu verzeichnen, wobei auf Landesebene
insbesondere betriebliche InvestitionsférdermaBnahmen, z.B. im Bereich der Gemein-
schaftsaufgabe ,Verbesserung der regionalen Wirtschaftsstruktur®, den Hauptanteil ausma-
chen. Die Sachinvestitionsausgaben betrugen im Jahr 2005 85 Euro je Einwohner und lagen
damit bei rd. 236 vH der Sachinvestitionsausgaben der FFW (ohne Fluthilfe).

Tabelle 1ll.1.3:  Struktur der Ausgaben der Kapitalrechnung im Jahr 2005 (ohne Fluthilfe)
ST FFW
Euroje | vH-Anteil | Euroje |vH-Anteil
EW EW
1. Ausgaben der Kapitalrechnung insgesamt 775 100,0 266 100,0
-- davon:
2. Sachinvestitionen 85 11,0 36 13,5
3. Zuweisungen und Zuschisse fur Investitio- 296 38,2 106 39,9
nen an Gemeinden/ GV
4. Sonstige investive Zuweisungen und Zu- 394 50,8 124 46,6
schusse

Bei den fir die SchlieBung der Infrastrukturllicke bedeutsamen Sachinvestitionen konnte in
den letzten Jahren ein Rickgang aufgrund der extremen Konsolidierungserfordernisse und
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der Einbrliche auf der Einnahmeseite nicht vermieden werden. In den FFW sind die Sachin-
vestitionen auf Landerebene aber ebenfalls deutlich gesunken. Im Ergebnis wurden 2005 in
Sachsen-Anhalt knapp 122 Mio. Euro mehr verausgabt als in den Vergleichsl&andern West. °

Zahlungen an die Gemeinden/ Gemeindeverbédnde (GV)

Eine wesentliche Ausgabenkomponente sind gerade in den neuen Landern die Zahlungen
an die Gemeinden und Gemeindeverbande inner- und auBerhalb des kommunalen Finanz-

ausgleichs. Diese sind in der Abbildung Ill.1.7 dargestellt. In diesen Zahlungen sind sowohl

Zuweisungen und Zuschusse fir laufende Zwecke als auch VermégensUbertragungen des
Landes an die Kommunen (Zuweisungen und Zuschusse fir Investitionen) enthalten. Da die
Struktur der Zahlungen der Lander an ihre Kommunen im Hinblick auf laufende Zuweisun-
gen/Zuschisse auf der einen Seite und Vermdgensubertragungen (investive Zuweisungen)
auf der anderen Seite sehr unterschiedlich ist, werden beide Komponenten zusammen be-
trachtet. Wie die Abbildung zeigt, liegen die Zahlungen je Einwohner gerechnet ohne Fluthil-
fe doppelt so hoch wie in den FFW und damit 2005 bei etwa 32 vH der Gesamtausgaben
des Landes (ohne Ausgaben Hartz IV rd. 30 vH).

Grund fiir die hohen Zahlungen des Landes an seine Kommunen ist die unterproporti-
onale Finanzkraft der Kommunen in Sachsen-Anhalt und die Notwendigkeit, die Kom-
munen finanziell durch hohe Zuweisungen zur Durchfihrung tberdurchschnittlicher
Investitionen zum Abbau der infrastrukturellen Defizite im Land zu befahigen (vgl. Ab-
schnitt IV).

Abbildung lll.1.7:  Zahlungen des Landes Sachsen-Anhalt an die Gemeinden/GV inner-
und auBerhalb des kommunalen Finanzausgleichs je Einwohner (ohne
Fluthilfe und ohne Ausgaben Hartz V)
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® Hochrechnung des Pro-Kopf-Unterschiedes mit der Einwohnerzahl Sachsen-Anhalts
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Aus den Sonderbedarfs-Bundeserganzungszuweisungen erhalten die Kommunen
tiber den kommunalen Finanzausgleich 23,8 vH, das waren im Jahr 2005 rd.
394 Mio. Euro. Fir den Nachweis der SOBEZ-Verwendung sind entsprechend der in Ab-
schnitt 1V.2 dargestellten Berechnung jedoch rd. 168-249 Mio. Euro, das sind 43-63 vH der
tatsachlich vom Land gezahlten Mittel, zu berlcksichtigen.

II.1.2 Einnahmen

Bereinigte Gesamteinnahmen

Die Tabelle 11l.1.4 zeigt die H6he und Struktur der Einnahmen im Jahr 2005. Das Land
Sachsen-Anhalt verbuchte bereinigte Gesamteinnahmen (ohne Fluthilfe) in Hbéhe
von 3.666 Euro je Einwohner (ohne Einnahmen Hartz IV 3.525 Euro je Einwohner), die damit
rd. 50 vH (ohne Einnahmen Hartz IV 47 vH) Uber denen der FFW lagen. Von den Gesamt-
einnahmen entfielen etwa 47 vH auf Steuereinnahmen, wahrend in den FFW der Steueran-
teil bei ca. 73 vH lag. Die héheren Einnahmen gegenlber den FFW werden wesentlich durch
héhere Zuweisungen vom Bund und von der EU bestimmt. Allein ca. 18 vH der Einnahmen
des Landes entfallen auf die SOBEZ.

Tabelle 1ll.1.4: Die Struktur der Einnahmen im Jahr 2005 (ohne Fluthilfe)

ST FFW
Euro je vH-Anteil | Euro je | vH-Anteil
EW EW

1. bereinigte Einnahmen 3.666 100,0 2.443 100,0
darunter:
2. Steuereinnahmen 1.711 46,7 1.790 73,3
3. Einnahmen aus dem LFA 227 6,2 51 2,1
4. Zahlungen vom Bund 1.265 34,5 272 11,1
-- darunter:

Einnahmen Hartz IV 141 3,8 37 1,5

SOBEZ 667 18,2
5. Verwaltungseinnahmen 185 5,0 230 9,4
-- darunter:

VermdgensverduBerungen 11 0,3 21 0,9
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Steuereinnahmen

Die Steuereinnahmen auf Landesebene, siehe Abbildung 111.1.8, haben sich gegenlber den

finanzschwachen Westflachenlandern im Jahr 2005 verschlechtert. Hier macht sich die Wir-
kung der Umsatzsteuerverteilung, die auf Basis der Einwohnerzahl erfolgt, bemerkbar: ent-
sprechend der aktuellen Entwicklung der Einwohnerzahl werden die Steuereinnahmen eines
Landes beeinflusst. Zum einen haben sich die Steuereinnahmen der L&dnder Niedersachsen,
Schleswig-Holstein und im Saarland gegeniber dem Jahr 2004 erhéht, u. a. weil die Anzahl
der Einwohner gestiegen ist. Zum anderen sind in Sachsen-Anhalt die Steuereinnahmen
gegeniber 2004 um 135 Mio. Euro ricklaufig. Ursachen hierfir sind:

e ein Rickgang um 59 Mio. Euro aufgrund der Verringerung der Einwohnerzahl (-27.054
Einwohner per 30.6. ggu. Juni des Vorjahres),

e der Einmaleffekt 2004 aus der Auszahlung der Lehrer-Arbeitszeitkonten, die zu entspre-
chend hoéheren Lohnsteuereinnahmen flihrte (entsprechend ergibt sich fur 2005 ein
Rickgang um 60 Mio. Euro)

e ein Minus von 82 Mio. Euro aus der Kérperschaftsteuer, das durch hohe Erstattungen an
Investitionszulage (Landesanteil 45 Mio. Euro) und Erstattungen an Unternehmen verur-
sacht wurde,

e einem gleichzeitigen Plus bei der veranlagten Einkommensteuer von 53 Mio. Euro durch
geringere Auszahlung von Investitionszulage und geringere Arbeitnehmererstattungen.

Abbildung Il.1.8: Steuereinnahmen auf Landesebene im Vergleich zu den FFW

1.900 - I FFW CsT —ST in vH von FFW — 105
1.800 - T 100
= 195
% 1.700 - 5
e + 90
[A1]
1.600 A
+ 85
1.500 - T T T T 80
2001 2002 2003 2004 2005

Auf der Landesebene entfallen allein 78 vH des Steueraufkommens in Sachsen-Anhalt auf
die Umsatzsteuer; in den FFW-L&ndern liegt diese Quote bei lediglich 42 vH. Dies ist eine
Folge des Umsatzsteuerausgleichs. Bei allen anderen Gemeinschaftssteuern lag das Auf-
kommen in Sachsen-Anhalt erheblich unter den Pro-Kopf-Einnahmen gegeniber den FFW-
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Landern (knapp 30 vH). Bei den reinen Landessteuern betrug das Pro-Kopf-Autkommen im
Jahr 2005 ca. 64 vH des Steueraufkommens der FFW-Lander.

Das Pro-Kopf-Steueraufkommen 2005 insgesamt ist in Sachsen-Anhalt um 5,8 vH gesun-
ken, in den FFW wurde mit -0,1 vH ein fast gleiches Aufkommen wie 2001 erzielt. In Sach-
sen-Anhalt ist das Steueraufkommen in absoluten Werten um Uber 470 Mio. Euro zurlickge-
gangen. Ursachen hierflr sind der bereits erwdhnte Einwohnerriickgang (der Verlust von
etwa 116 Tausend Einwohnern seit 2001 bewirkte Steuerverluste von rd. 250 Mio. Euro) so-
wie die steuerrechtlichen Veranderungen aus dem Steuersenkungsgesetz und dem Steuer-
senkungserganzungsgesetz, die mit der Absenkung der Korperschaftsteuer, der teilweisen
Anrechnung der Gewerbesteuer auf die Einkommensteuer und der stufenweisen Reduzie-
rung der Einkommensteuerséatze bei Bund, Landern und Gemeinden zu erheblichen Steuer-
mindereinnahmen fiihrten.® Die sich seit 2001 deutlich abschwéchende konjunkturelle Ent-
wicklung hat das Steueraufkommen weiter verringert (die Schatzung 2001 fir das nominale
BIP-Wachstum 2005 lag noch bei 4,1 vH, im Ist wurden 1,3 vH erreicht). Die Einbriiche beim
Umsatzsteueraufkommen seit 2002 zeigt Abbildung 111.1.9. Es wird deutlich, dass das Ein-

nahmeniveau des Jahres 1995 bisher noch nicht wieder erreicht ist. Dies wird nach der
jungsten Steuerschatzung erst im Jahr 2007 annahernd der Fall sein.

Mittelfristig soll nach der Steuerschatzung vom Mai 2006 der Zuwachs der Steuereinnahmen
in Sachsen-Anhalt wieder bei 2 vH jahrlich liegen (Lander gesamt 3vH), auch hier wirkt die
zu erwartende demografische Entwicklung.

Abbildung 11l.1.9:  Steuereinnahmen/ Einnahmen aus LFA und Fehl-BEZ auf Landesebene
in ihrer zeitlichen Entwicklung
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® Im Gegensatz zu Sachsen-Anhalt konnten die FFW diese Verluste zum Teil durch Einwohnergewinne im Be-
trachtungszeitraum ausgleichen.
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Leistungen des Bundes

Das Land Sachsen-Anhalt empfing im Jahr 2005 Zahlungen vom Bund (ohne Fluthilfe) in
Hoéhe von rd. 1.265 Euro je Einwohner, davon rd. 667 Euro je Einwohner aus den SOBEZ
(Korb | des Solidarpakts). Im Vergleich hierzu ergab sich fur die finanzschwachen Flachen-
lander West ein Betrag in Héhe von rd. 272 Euro je Einwohner. Wie der Tabelle 111.1.4 zu
entnehmen ist, beliefen sich diese Zahlungen (ohne Fluthilfe) im Jahr 2005 auf ca. 34 vH der
Gesamteinnahmen des Landes. Ohne SOBEZ betragt der Anteil ca. 16 vH, in den FFW ca.
11 vH der Einnahmen.

l.1.3 Verschuldung, Zinsausgabenentwicklung und Begrenzung der Neuverschul-

dung auf Landesebene in Sachsen-Anhalt

Im gesamten Vergleichszeitraum liegen die Pro-Kopf-Schulden des Landes Sachsen-Anhalt
Uber dem Durchschnitt der finanzschwachen Westflachenlander, siehe Abbildung 111.1.10.

Ende 2005 betrug der Schuldenbestand auf Landesebene nach Abgrenzung der Schulden-
statistik 7.740 Euro (FFW: 6.366 Euro) je Einwohner. Ca. ein Drittel der Schulden des Lan-
des am Ende des Jahres 2005 entstammt den Jahren von 1991 bis 1994. Dieser hohe Anteil
ist darauf zurtickzufihren, dass die Finanzausstattung des Landes Sachsen-Anhalt und auch
der anderen neuen Lander in den Jahren vor der Einbeziehung der neuen Lander in das
Finanzausgleichssystem eindeutig zu gering war und den aufbaubedingten Ausgabenerfor-
dernissen nicht entsprochen hat.’

Abbildung Il.1.10: Pro-Kopf-Schulden auf Landesebene in Sachsen-Anhalt im Vergleich

zu den FFW
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7 In diesem Kontext ist zu erwdhnen, dass in den friithen 90er Jahren auch argumentiert wurde, dass die neuen
Lénder — da sie mit einem Schuldenstand von nahezu Null ,gestartet” waren — auch das Verschuldungsinstru-
ment zur Finanzierung des Aufbaus einsetzen sollen.
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Im Jahr 2005 war erneut ein Sondereffekt aus der notwendigen Kapitalaufstockung der
NordLB in H6he von 150 Mio. Euro zu verzeichnen, der kreditfinanziert wurde. Ohne diese in
§ 3 Abs. 6 des Haushaltsgesetzes 2005 als zusétzliche Erméachtigung vorgesehene Kredit-
aufnahme wurde der Planansatz fiir die Neuverschuldung 2005 um 105 Mio. Euro
unterschritten. Dies wurde insbesondere durch Minderausgaben beim Personal und bei
den Zinsen erreicht.

Die insgesamt hohe Schuldenbelastung des Landes Sachsen-Anhalt fihrte im Jahr 2005 zu
Zinszahlungen, die bei ca. 353 Euro je Einwohner (FFW: 293 Euro je Einwohner) lagen. Die
Zinsausgaben binden bereits Uber 10 vH der laufenden Ausgaben des Landes und belasten
die beabsichtigte Konsolidierung des Landeshaushaltes in deutlichem MaBe. Im Verhéltnis
zu den FFW, siehe Abbildung Ill.1.11, lag das Zinsausgabenniveau 2005 bei rd. 120 vH.

Abbildung Ill.1.11: Zinsausgaben auf Landesebene im Vergleich zu den FFW
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Begrenzung der Neuverschuldung

In den Jahren bis 2005 wurden insbesondere folgende MaBnahmen zur Begrenzung der
Neuverschuldung umgesetzt:

e ein fortgesetzter jéhrlicher Stellenabbau von rd. 2000 Stellen,

e die Streichung der Sonderzuwendungen der Beamten und Arbeitszeitverklirzung bis zu
7,5 vH im Tarifbereich bei entsprechender Kirzung der Vergitung,

e Eingriffe in Leistungsgesetze des Landes (insbesondere Kiirzung der Zuweisungen fir
Kindertagesstatten nach dem KiF6G um rd. ein Viertel),

e Beginn einer Verwaltungsreform flr die Landesverwaltung Sachsen-Anhalt.
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Ziel der neuen Landesregierung ist es, zur Verringerung der Schuldenbelastung die Neuver-
schuldung konsequent weiter zurlickzufihren und ab dem Jahr 2010 keine neuen Schulden
mehr aufzunehmen. Ab dem Jahr 2011 soll eine jahrliche Tilgung einsetzen. Die Zielstellung
der Koalitionsvereinbarung von CDU und SPD vom 18. April 2005 wurde damit durch den
Beschluss zur Mittelfristigen Finanzplanung 2006 bis 2010 noch intensiviert.

Flr den Zeitraum der Mittelfristigen Finanzplanung bis 2010 ergeben sich folgende Schwer-
punkte:

e Ab 2007 wird die Verbundquote des kommunalen Finanzausgleichs von 23,8 auf 22,7 vH
gesenkt. Damit verbunden wird eine Deregulierung im kommunalen Bereich.

e Kinftig erfolgt eine Beteiligung der Kommunen in Hohe von rd. 10 vH an den Ausgaben
fir die Oberdrtliche Sozialhilfe (stationare Eingliederungshilfen), da gleichzeitig die kom-
munalen Ausgaben fur die ambulanten Eingliederungshilfen deutlich unter denen der an-
deren Bundeslander liegen.

e Dariiber hinaus wurde eine Uberpriifung aller Ausgabetatbestande auf ihr - auch mittel-
fristiges - Konsolidierungspotenzial hin in Angriff genommen. Die Landesregierung wird
mit der Haushaltsaufstellung 2008/2009 und unter wissenschaftlicher Begleitung in eine
umfassende strategische Diskussion hinsichtlich der kinftig notwendigen und finanzier-
baren Struktur des Haushaltes eintreten.

e Der Bund ist dabei gefordert, die Lander durch die Verringerung bundesgesetzlicher
Standards bei der Konsolidierung zu unterstiitzen und entsprechende Vorschlage des
Bundesrates konstruktiv zu prufen.

Die Mittelfristige Finanzplanung 2006 bis 2010 weist dartber hinaus vor dem Hintergrund der
mittelfristigen Einnahmeentwicklung einen bis 2010 auf rd. 650 Mio. Euro ansteigenden jahr-
lichen Handlungsbedarf aus. Die Landesregierung wird im Jahr 2007 die notwendigen Schrit-
te zur sukzessiven Umsetzung von MaBnahmen zur SchlieBung der derzeit ermittelten Fi-

nanzierungsliicken beraten und mit dem Doppelhaushalt 2008/2009 einleiten.

Abbildung I1l.1.12 zeigt die bisherige sowie die geplante Entwicklung der Neuverschuldung in

Sachsen-Anhalt entsprechend der von der Landesregierung am 29. Aug. 2006 beschlosse-
nen Mittelfristigen Finanzplanung 2006 bis 2010.

28



Abbildung Il.1.12: Neuverschuldung auf Landesebene in Euro je Einwohner (Fehlbetrage
dem Entstehungsjahr zugeordnet) im Vergleich zu den FFW
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Damit verbunden ist auch die Zielsetzung des Ubergangs von Primérdefiziten zu steigenden
Priméariiberschiissen®. Die entsprechend der Mittelfristigen Finanzplanung 2006 bis 2010
geplante Entwicklung des Primarsaldos zeigt Abbildung I11.1.13.

Abbildung Il1.1.13: Entwicklung des Primérsaldos in Sachsen-Anhalt
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Fir die erforderlichen KonsolidierungsmaBnahmen werden Eingriffe in alle Férder- und
Sachhaushalte wie auch weitere Einschnitte in die Personalhaushalte unerlasslich sein. Da-
bei greift die Sichtweise, dass 6ffentliche Konsumausgaben grundsatzlich als eher ,schlecht®
anzusehen sind, wahrend o&ffentliche Investitionsausgaben als ,gut” angesehen werden,
deutlich zu kurz. Entsprechend der Koalitionsvereinbarung wird eine Bewertung der Ausga-
ben an ihrer Zukunftswirksamkeit erfolgen. Eine &hnliche Einschatzung hat Ubrigens auch

8 Der Priméarsaldo ist der Saldo zwischen bereinigten Einnahmen ohne VerduBerungserldése und bereinigten
Ausgaben ohne Zinsausgaben. Er gibt an, wie die aktuellen Ausgaben eines Jahres ohne "Erblasten" durch
die jeweiligen Einnahmen gedeckt werden kénnen. Erst bei einem Primdriiberschuss ist dies vollstdndig még-
lich.

29



die Bundesregierung in ihrer Mittelfristigen Finanzplanung 2005 bis 2009 getroffen (vgl. dort,
S. 49, bzw. S. 50 dieses Berichts).
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lll.2 Die Entwicklung der Ausgaben und Einnahmen in Sachsen-Anhalt auf der
kommunalen Ebene

ll.2.1 Ausgaben

Bereinigte Gesamtausgaben

Die bereinigten Gesamtausgaben der Kommunen® des Landes Sachsen-Anhalt, siehe Abbil-
dung lll.2.1, sind in den vergangenen Jahren sowohl absolut als auch in Relation zu den
Kommunen in den finanzschwachen Westflachenlandern gesunken. Wéahrend diese 2001
noch ca. 17 vH Uber den FFW-Werten lagen, ist der Abstand zwischenzeitlich auf ca. 3 vH
zurickgegangen.

Abbildung 1l.2.1: Bereinigte Pro-Kopf-Ausgaben der kommunalen Ebene (ohne Fluthilfe)
im Vergleich zu den FFW
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Ausgaben der laufenden Rechnung

Auf kommunaler Ebene sind die Ausgaben der laufenden Rechnung - ohne Fluthilfe - in
Sachsen-Anhalt gegenliber 2001 um ca. 33 Euro je Einwohner angestiegen, siehe Abbil-
dung lll.2.2. Der Zuwachs fiel allerdings deutlich geringer aus als in den FFW-Kommunen
(rd. 146 Euro je Einwohner). Nachdem 2001 der Abstand zum FFW-Niveau noch etwa
8 vH-Punkte betrug, entsprechen die laufenden Ausgaben der Kommunen in Sachsen-
Anhalt nunmehr dem Niveau in den Vergleichslandern.

° Ohne Ausgaben fir Fluthilfe, die vollstdndig aus dem Aufbaubhilfefonds finanziert wurden. In der kommunalen
Kassenstatistik werden die Leistungen der Fluthilfe nicht gesondert erfasst. Daher wurden hier die vom Land
geleisteten Betrdge berticksichtigt.
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Abbildung 11.2.2: Ausgaben der laufenden Rechnung (ohne Fluthilfe) je Einwohner auf
kommunaler Ebene im Vergleich zu den FFW
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Die Tabelle lll.2.1 zeigt die Hauptkomponenten der laufenden Ausgaben sowie die Ausga-
benanteile im Jahr 2005 auf der Kommunalebene. Die laufenden Ausgaben der Kommunen
des Landes Sachsen-Anhalt liegen um 2 Euro je Einwohner héher als in den FFW-
Kommunen, wobei erhebliche Strukturunterschiede zu beobachten sind. So liegen die Auf-
wendungen fur aktives Personal in den Kommunen des Landes um 126 Euro je Einwohner
héher als in den FFW-Kommunen (im Vorjahr noch 140 Euro je Einwohner). Gegeniiber dem
Vorjahr war ein Riuckgang um 16 Euro bzw. 11 vH zu verzeichnen, der im Wesentlichen auf
Personalabbau bei den kommunalen Verwaltungen in Sachsen-Anhalt beruht. In den FFW-
Landern sind die Pro-Kopf-Ausgaben fir aktives Personal nur geringfligig gesunken.

Das in Sachsen-Anhalt héhere Niveau der Ausgaben fiir aktives Personal wird wesentlich
dadurch verursacht, dass in den neuen Landern immer noch mehr Einrichtungen in kommu-
naler Tragerschaft geflihrt werden. Daher sind auch die Aufwendungen fir den laufenden
Sachaufwand héher als in den FFW-Kommunen; hier war der Unterschied zwischen Sach-
sen-Anhalts Kommunen und den FFW-Kommunen 2005 aber ebenfalls geringer als im Vor-
jahr. Dagegen sind - aufgrund des héheren Anteils von Einrichtungen in kommunaler Trager-
schaft - bei den Kommunen in Sachsen-Anhalt und auch in den anderen neuen Landern die
Zuschisse an soziale Einrichtungen derzeit geringer als in den Kommunen in den Ver-
gleichslandern West. Auch die Sozialausgaben liegen unter dem Niveau der FFW-
Kommunen. Die Zinsausgaben liegen um 11 vH Uber dem Durchschnitt der Vergleichslan-
der.
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Tabelle 1ll.2.1:  Struktur der laufenden Ausgaben je Einwohner auf kommunaler Ebene im

Jahr 2005
ST FFW
Euro je vH-Anteil | Euro je | vH-Anteil
EW EW

1. laufende Ausgaben gesamt 1.548 100,0 1.546 100,0
- davon:
2. Personalausgaben 599 38,7 491 31,8
-- davon:
2.a Versorgungsleistungen 40 2,6 58 3,8
2.b Bezlge fur aktives Personal 559 36,1 433 28,0
3. Zinsausgaben 69 4,5 62 4,0
4. laufender Sachaufwand 375 24,2 348 22,5
5. laufende Zuweisungen an andere 469 30,3 592 38,3

Bereiche
-- darunter:
5.a Renten und Unterstiitzungen 337 21,8 461 29,8
5.b Zuweisungen und Zuschisse an 61 3,9 79 5,1

soziale und &hnliche Einrichtungen

Personalausgaben

Die Abbildung 111.2.3 zeigt die Entwicklung der Personalausgaben in Euro je Einwohner auf

kommunaler Ebene in Sachsen-Anhalt im Vergleich zu den FFW. Die Kommunen des Lan-
des haben seit 2001 die Personalausgaben trotz der deutlichen Tariflohnsteigerungen
nominal um rund 114 Mio. Euro reduziert. Auch im Vergleich der Pro-Kopf-Ausgaben
zu den FFW-Kommunen ist ein erheblicher Riickgang der Personalausgaben auf
kommunaler Ebene zu erkennen. Lagen die Personalausgaben je Einwohner auf kommu-
naler Ebene in Sachsen-Anhalt im Jahr 2001 noch bei ca. 130 vH des Westwertes, sind die-
se zwischenzeitlich auf ca. 122 vH gesunken. Hierbei ist zu beachten, dass gerade die
Kommunen nach der Wende in erheblichem Umfang Personallberbestédnde aus Einrichtun-
gen der DDR sowohl im Verwaltungs- als auch im Sozialbereich Gbernommen haben, die nur
sukzessive abgebaut werden kénnen. Auch hohe Betreuungsstandards und eine Gberdurch-
schnittliche Versorgungsquote im Bereich der Kinderbetreuung sind ein Grund fir Gber-
durchschnittliche Ausgaben. Weiterhin sind Unterschiede in der kommunalen Verwaltungs-
struktur zu bertcksichtigen. Der in Abb. [I1.2.3 deutlich sichtbare Rickgang in Relation zu
den FFW ist Ausdruck der weiter stattfindenden Anpassungsprozesse.
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Abbildung 111.2.3: Pro-Kopf-Personalausgaben auf kommunaler Ebene im Vergleich zu den

FFW
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Laufender Sachaufwand

Die Pro-Kopf-Ausgaben fir den laufenden Sachaufwand lagen im Jahr 2005 in den Kommu-
nen Sachsen-Anhalts je Einwohner um ca. 28 Euro Uber denen der FFW-Kommunen. Die
Ursachen liegen, wie bereits erwahnt, im héheren Anteil von Einrichtungen in kommunaler

Tragerschaft. Der Abstand hat sich in den letzten Jahren reduziert, s. Abbildung 111.2.4, da

der Anstieg bei den Kommunen in Sachsen-Anhalt unter dem Anstieg des laufenden Sach-
aufwandes in den FFW-Kommunen gehalten werden konnte.

Abbildung 111.2.4: Pro-Kopf-Ausgaben fir laufenden Sachaufwand auf kommunaler Ebene
im Vergleich zu den FFW
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Sozialausgaben

Abbildung 111.2.5 zeigt die Sozialausgaben auf kommunaler Ebene seit dem Jahr 2001 in

Sachsen-Anhalt und den FFW. Die Sozialausgaben waren in den letzten Jahren in Sachsen-
Anhalt und den anderen neuen Flachenlandern von einer dynamischen Entwicklung gekenn-
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zeichnet. So sind die Ausgaben je Einwohner fir soziale Leistungen der Kommunen des
Landes von 2001 bis 2005 um knapp 7 vH angestiegen. Der Riickgang gegeniber dem Vor-
jahr um rd. 15 vH ist wesentlich durch die Anderung des Buchungsverfahrens ab 1. Januar
2005 bei den von den Kommunen in Sachsen-Anhalt aufgrund der Heranziehungsverord-
nung ausgefiihrten Leistungen der Uberdrtlichen Sozialhilfe verursacht (dies bedingt einen
Rickgang in Héhe von rd. 380 Mio. Euro). Insgesamt sind die sozialen Leistungen der
Kommunen des Jahres 2005 und der Vorjahre wegen der Neuregelungen im SGB Il -
Grundsicherung fur Arbeitssuchende - nur bedingt vergleichbar.

Abbildung 111.2.5: Pro-Kopf-Sozialausgaben auf kommunaler Ebene im Vergleich zu den
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Investive Ausgaben

Seit 2001 sind die Ausgaben der Kapitalrechnung - ohne Fluthilfe - um ca. 178 Euro je Ein-
wohner gesunken. Dies ist im Wesentlichen auf die niedrigeren Sachinvestitionen der Kom-
munen in Sachsen-Anhalt zurlickzufiihren. Trotzdem ist festzustellen, dass im Jahr 2005 im
Verhéltnis zu den Kommunen der FFW-L&nder um etwa 36 vH hdéhere Sachinvestitionen
getatigt wurden.

Tabelle 11l.2.2:  Struktur der Ausgaben der Kapitalrechnung je Einwohner auf kommunaler
Ebene im Jahr 2005

ST FFW
Euro je vH-Anteil | Euro je | vH-Anteil
EW EW
1. Ausgaben der Kapitalrechnung insgesamt - 355 100,0 254 100,0
dsgl. ohne Fluthilfe™ 314
-- darunter:
2. Sachinvestitionen 282 79,4 207 81,5

"% Eine Trennung der Fluthilfeausgaben auf kommunaler Ebene (vom Land wurden rd. 102 Mio. Euro investive
Ausgaben an die Kommunen geleistet) in Sachinvestitionen und Zuschisse fir Investitionen an andere Berei-
che ist nicht méglich, da die Fluthilfeausgaben in der kommunalen Kassenstatistik nicht erfasst werden.
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ST FFW

Euro je vH-Anteil | Euro je | vH-Anteil
EW EW

3. Vermogensibertragungen und Zuschisse 50 14,1 24 9,4
fUr Investitionen an andere Bereiche

Tabelle I1.2.2 zeigt die Struktur der investiven Ausgaben je Einwohner auf kommunaler Ebe-
ne. Die Sachinvestitionsausgaben lagen im Jahr 2005 in Sachsen-Anhalt ca. 36 vH Uber
denen der Kommunen in den FFW, wahrend dieser Abstand im Jahr 2001 noch bei 52 vH
lag. In Sachsen-Anhalt gingen die Pro-Kopf-Sachinvestitionen in diesem Zeitraum starker
zuriick als in den FFW-Landern, wobei allerdings das héhere Ausgangsniveau zu bertck-
sichtigen ist. Die Mittel wurden dabei insbesondere in die Infrastrukturbereiche StraBenbau,
Stédtebau und Schulbau investiert.

I1.2.2 Einnahmen

Bereinigte Gesamteinnahmen

Tabelle 111.2.3 zeigt die H6he und Struktur der Einnahmen der Kommunen im Jahr 2005.
Diese verbuchten im Jahr 2005 je Einwohner bereinigte Gesamteinnahmen in Héhe von rd.
1.866 Euro und damit um ca. 8 vH héhere Einnahmen als die FFW-Kommunen. 57 vH der
Einnahmen entfielen dabei auf Zahlungen des Landes innerhalb und auBerhalb des kommu-
nalen Finanzausgleichs, wéahrend in den FFW-Kommunen der Anteil der Zuweisungen aus
dem Landeshaushalt bei lediglich ca. 35 vH lag. Absolut bedeutet das héhere Zuweisungen
in H6he von Uber 400 Mio. Euro aus dem Landeshaushalt Sachsen-Anhalts.

Tabelle 11l.2.3:  Struktur der Einnahmen je Einwohner in Euro auf kommunaler Ebene im

Jahr 2005
ST FFW
Euro je vH-Anteil | Euroje | vH-Anteil
EW EW
1. bereinigte Einnahmen insgesamt 1.866 100,0 1.723 100,0
dsgl. ohne Fluthilfe 1.824
darunter:
2. Steuereinnahmen 391 21,0 628 36,4
3. Zahlungen vom Land 1.066 57,1 611 35,5
dsgl. ohne Fluthilfe ' 1.025

""" In Abgrenzung der Zahlungen aus dem Landeshaushalt
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ST FFW
Euro je vH-Anteil | Euro je | vH-Anteil
EW EW
4. Gebihren und Verwaltungseinnahmen 155 8,3 160 9,3
5. VermdgensverauBerungen 43 2,3 59 3,4

In Abbildung I1l.2.6 wird die Entwicklung der bereinigten Einnahmen - ohne Fluthilfe - auf der

kommunalen Ebene dargestellt. Die Einnahmen sind seit 2001 stetig gesunken und lagen im
Jahr 2005 um ca. 121 Euro je Einwohner unter dem Wert des Jahres 2001, aber noch bei ca.
106 vH der durchschnittlichen Einnahmen der Kommunen in den finanzschwachen Westfla-
chenlandern.

Abbildung 11.2.6: Bereinigte Pro-Kopf-Einnahmen (ohne Fluthilfe) auf kommunaler Ebene
im Vergleich zu den FFW
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Steuereinnahmen

Aus eigenen Steuereinnahmen erwirtschafteten die Kommunen des Landes im Jahr
2005 ca. 21 vH der Einnahmen und damit deutlich mehr als im Jahr 2001 (ca. 14 vH).
Der Abstand zu den Kommunen in den FFW (ca. 38 vH) hat sich damit weiter verrin-
gert. Den grdBten Beitrag dazu leistete der Anstieg der Gewerbesteuereinnahmen infolge
der Gewerbesteuerreform im Rahmen der Gemeindefinanzreform. Die Entwicklung der
Steuereinnahmen im Vergleich zu den FFW zeigt Abbildung 111.2.7.
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Abbildung 111.2.7: Steuereinnahmen je Einwohner auf Ebene der Gemeinden im Vergleich
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Die Steuerkraft der Gemeinden in Sachsen-Anhalt hat sich zwischen 2001 und 2005
um rd. 39 vH erhéht, im Vergleich zu rd. 9 vH bei den Kommunen der FFW.

Erganzend zeigt die Tabelle Ill.2.4 das Pro-Kopf-Aufkommen der wichtigsten Steuerarten.
Die Steuerkraft der Gemeinden des Landes Sachsen-Anhalt liegt insbesondere beim Anteil
an der Lohn- und veranlagten Einkommensteuer (41 vH des FFW-Niveaus) noch deutlich
unter dem Wert der finanzschwachen Westflachenlander. Bei der Grundsteuer B betragt der
Abstand ca. 32 vH und bei der Gewerbesteuer netto noch ca. 28 vH. Die Steuereinnahmen
der Gemeinden werden im Rahmen der Darstellung der SOBEZ-Verwendung zum Ausgleich
der unterproportionalen kommunalen Finanzkraft im Abschnitt IV nochmals ausfihrlicher
behandelt.

Tabelle 111.2.4:  Steuereinnahmen auf Ebene der Gemeinden in Euro je Einwohner 2005

ST FFW ST invH
von FFW
1. Grundsteuer A 8,5 6,4 133,0
2. Grundsteuer B 78,0 115,5 67,6
3. Gewerbesteuer (Brutto) 210,1 325,1 64,6
3a. Gewerbesteuer netto (./. Gewerbesteueruml.) 183,4 256,1 71,6
4. Anteil a.d. Lohn-/ veranl. Einkommensteuer 86,9 212,4 40,9
5. Anteil an der Umsatzsteuer 29,0 27,6 104,8
6. Vergnigungsteuer 2,1 3,2 64,0
7. Hundesteuer 2,9 3,1 93,1
8. Zweitwohnungsteuer 0,4 2,0 19,7
9. Sonstige Gemeindesteuern 3,2 0,9 372,8
10. Steuereinnahmen der Gemeinden/ GV. insgesamt 390,9 627,7 62,3
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Zahlungen vom Land

Die Einnahmen aus Zahlungen des Landes an die Kommunen wurden bereits im Abschnitt
[lI.1 bei der Darstellung der Entwicklung des Landeshaushaltes erwahnt, siehe Abbildung
[11.1.7. In Abgrenzung der Kassenstatistik vereinnahmten die Kommunen Sachsen-Anhalts
im Jahr 2005 rd. 2.648 Mio. Euro (einschlieBlich der ab 2005 erstmals zu leistenden aufga-
benbezogenen Beteiligung des Bundes an den Kosten der Unterkunft und Heizung), das
sind in Vergleich zu 2001 ca. 15 vH weniger. Zu bertcksichtigen ist hier die systematische
Umstellung bei der Zahlung der Uberdrtlichen Sozialhilfe in Sachsen-Anhalt, wodurch die in

der Kassenstatistik ausgewiesenen Einnahmen vom Land verringert werden.

Einnahmen aus Gebdihren usw. sowie Einnahmen aus VermdgensverduBerungen

Auf Kommunalebene waren die Einnahmen aus Gebiihren in Sachsen-Anhalt um
5 Euro je Einwohner niedriger als in den FFW-Landern. 2001 betrug dieser Abstand
noch rd. 15 Euro. Im Gegensatz zu den FFW-Landern ist das Gebihrenaufkommen der
Kommunen in Sachsen-Anhalt seit 2001 kontinuierlich gestiegen. Die Pro-Kopf-
Einnahmen aus VermdgensverduBerungen sind dagegen in den letzten Jahren zurlckge-
gangen, daher ist bei den Pro-Kopf-Einnahmen aus Gebihren und VermdgensverauBerun-
gen insgesamt gegentiber 2001 ein Rickgang um 11 vH zu verzeichnen, s. Abbildung 111.2.8.

Gegenlber dem Vorjahr konnte aber ein Anstieg um rd. 6 vH erreicht werden (FFW minus
2 vH).

Abbildung I11.2.8: Einnahmen der Kommunen aus Gebuhren und VerauBerungserlésen je
Einwohner im Vergleich zu den FFW
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l.2.3 Verschuldung, Zinsausgabenentwicklung und Begrenzung der Neuverschul-
dung der kommunalen Ebene in Sachsen-Anhalt

Im Jahr 2005 konnten die Schulden der FFW-Kommunen in etwa auf dem Vorjahresniveau
gehalten werden, in den Kommunen Sachsen-Anhalts wurden Schulden getilgt. In den FFW-
Kommunen ergibt sich flr die durchschnittliche Pro-Kopf-Verschuldung ein Rickgang ge-
genlber dem Vorjahr um ca. 3 Euro je Einwohner, in den Kommunen Sachsen-Anhalts sank
der Schuldenstand je Einwohner um ca. 11 Euro. Dagegen haben sich die von den Kommu-
nen aufgenommenen Kassenkredite um rd. 250 Mio. Euro erhéht.

Abbildung I11.2.9: Pro-Kopf-Schulden auf kommunaler Ebene in Sachsen-Anhalt im Ver-
gleich zu den FFW
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Die Entwicklung der Neuverschuldung der Kommunen des Landes ist von der Einnahme-
entwicklung der letzten Jahre bestimmt. Konnten im Jahr 2000 netto erstmals Kredite getilgt
werden, war bis 2004 eine Fortsetzung der Kredittiigung aufgrund zurtickgehender Einnah-
men nicht mehr méglich. 2005 konnten erstmals wieder 24 Euro je Einwohner getilgt werden.
Gleichzeitig haben sich die Kassenkredite gegentiber dem Vorjahr um etwa 46 vH erhéht,
siehe Abbildung 111.2.10. Insgesamt war bei fundierten Schulden und Kassenkrediten je Ein-

wohner gegenuber 2001 ein Aufwuchs um rd. 28 vH zu verzeichnen.

40



Abbildung 111.2.10: Pro-Kopf-Schulden und Kassenkredite auf kommunaler Ebene in
Sachsen-Anhalt
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Infolge der insgesamt leicht héheren Verschuldung der Kommunen des Landes Sachsen-
Anhalt sind auch die Zinszahlungen héher als in den FFW-Kommunen. Die Zinsausgaben
lagen im Jahr 2005 in Sachsen-Anhalt auf kommunaler Ebene bei ca. 69 Euro je Einwohner,

wahrend die FFW-Kommunen hierfir ca. 63 Euro je Einwohner aufwenden mussten.

41



.3  Die Entwicklung der Ausgaben und Einnahmen im Land Sachsen-Anhalt

ll.3.1 Ausgaben im Land Sachsen-Anhalt insgesamt

Tabelle 111.3.1 zeigt die bereinigten Gesamtausgaben, die Ausgaben der laufenden Rech-
nung und der Kapitalrechnung (ohne Fluthilfe) in Sachsen-Anhalt auf der konsolidierten
Lander- und Kommunalebene im Vergleich zum Durchschnittswert der finanzschwachen

Westflachenlander.

Tabelle 111.3.1: Entwicklung der bereinigten Gesamtausgaben, der Ausgaben der Kapital-
rechnung und der laufenden Rechnung in Sachsen-Anhalt (ohne Fluthilfe)
in Euro je Einwohner

bereinigte Gesamt- Ausgaben der Kapital- laufende Ausgaben
ausgaben rechnung
Euro je invHdes |Euroje EW| invHdes Euro je in vH des
EW FFW-Wertes FFW-Wertes EW FFW-Wertes
2001| 4.758 120,6 1.076 191,8 3.682 108,8
2002 4.750 119,8 952 193,3 3.798 109,4
2003| 4.892 123,1 947 194.,6 3.945 113,2
2004*| 4.736 119,9 835 194,0 3.901 110,8
2005| 4.883 123,4 881 199,9 4002 113,8
in Mio. Euro
bereinigte Ausgaben Ausgaben der Kapital- laufende Ausgaben
rechnung
2001 12.369 2.796 9.573
2002 12.184 2.443 9.742
2003 12.404 2.401 10.003
2004* 11.890 2.096 9.794
2005 12.127 2.189 9.940

* 2004 ohne Einmaleffekt Ausgleich Lehrer-Arbeitszeitkonten

Es wird ersichtlich, dass die bereinigten Gesamtausgaben in absoluten Betrédgen in
den Jahren bis 2004 deutlich gesunken sind. Durch den stérkeren Einwohnerriickgang

"2 Zu den Fluthilfeausgaben der einzelnen Kommunen liegen keine Angaben vor. Daher werden die Fluthilfeaus-
gaben auf der aggregierten Ebene in gleicher Héhe der 2005 empfangenen Einnahmen aus dem Aufbauhilfe-
fonds in H6he von rd. 112 Mio. Euro abgesetzt. Dies kann daher nur auf Ebene der Gesamtausgaben, der
Ausgaben der laufenden Rechnung (1 Mio. Euro) sowie der Kapitalrechnung (111 Mio. Euro) zugeordnet wer-
den.
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der neuen Lé&nder ist diese Entwicklung auf der Ebene der Pro-Kopf-Ausgaben aber nicht
sichtbar. Ab 2005 ist durch den Sondereffekt der Hartz-IV-Ausgaben ein Anstieg zu ver-

zeichnen.

Die laufenden Pro-Kopf-Ausgaben der zusammengefassten Haushalte beider Ebenen in
Sachsen-Anhalt lagen auch 2005 um ca. 14 vH Uber den laufenden Ausgaben der finanz-
schwachen Westflachenlander, je Einwohner bedeutet das einen Betrag von rd. 487 Euro an
Mehrausgaben 2005 in Sachsen-Anhalt. Zu den Ursachen wird auf die Abschnitte Ill.1 und

1.2 verwiesen.

Die investiven Ausgaben sind sowohl absolut als auch in Relation zu den FFW zu-
riickgegangen'®. Sie sind aber immer noch doppelt so hoch wie in den FFW. Je Ein-
wohner gerechnet waren die investiven Ausgaben im Jahr 2005 um ca. 195 Euro geringer
als im Jahr 2001. Eine wesentliche Ursache des Rickgangs insgesamt liegt darin, dass die
laufenden Ausgaben im Gegensatz zu den investiven Ausgaben weitgehend durch Leis-
tungsgesetze des Bundes und des Landes bestimmt werden und daher bei starken Konsoli-
dierungserfordernissen ein Uberproportionaler Beitrag aus den Investitionsausgaben erbracht

werden muss.

Die Tabelle I1l.3.2 zeigt die einzelnen Ausgabenkomponenten der laufenden Rechnung und
der Kapitalrechnung im Jahr 2005. Zu den Ursachen der einzelnen Abweichungen wird auf
die Abschnitte IIl.1 und Ill.2 des Berichts verwiesen.

'3 ohne Sondereffekt aus der Kapitalzufiihrung an die NordLB 2005
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Tabelle 1ll.3.2:  H6he und Struktur der Ausgaben auf Landes- und Kommunalebene in
Sachsen-Anhalt im Vergleich zu den finanzschwachen Westflachenlan-

dern im Jahr 2005

ST FFW
Euroje | vH- |STinvH| Euroje | vH-
EW Anteil von EW Anteil
FFW
A. laufende Ausgaben 4.003 81,2 113,9 3.516| 88,9
dsgl. ohne Fluthilfe 4.002 82,0 113,8
- davon
1. Personalausgaben 1.533 31,1 96,1 1.595| 40,3
-- davon:
1a. Versorgungsleistungen 57 1,2 18,7 303 7,7
1b. Bezlige flr aktives Personal 1.476 30,0 114,3 1.292| 32,6
2. Zinsausgaben 422 8,5 118,9 355 9,0
3. laufender Sachaufwand 561 11,4 101,5 553| 14,0
4. Laufende Zuweisungen an andere 1.331 27,0 131,4 1.013| 25,6
Bereiche
-- darunter:
4a. Renten, Unterstltzung und dgl. 413 8,4 81,5 507| 12,8
4b. Zuweisungen und Zuschlisse an soziale 123 2,5 83,9 147 3,7
und ahnliche Einrichtungen
4c. Zuweisungen und Zuschisse an 6ffent- 195 4,0 105,7 185 4,7
liche Unternehmen
4d. Zuweisungen und Zuschiisse an sonstige 362 7,4 346,7 105 2,7
Unternehmen
5. AAUG-Ausgaben 156 3,2 - - -
B. Ausgaben der Kapitalrechnung 925 18,8 210,0 441 111
dsgl. ohne Fluthilfe 881 18,0 199,9
1. Sachinvestitionen 346 7,0 142,2 243 6,1
2. Vermdgensulbertragungen an andere 358 7,3 337,0 106 2,7
Bereiche
C. bereinigte Gesamtausgaben 4.928| 100,0 124,5 3.957| 100,0
dsgl. ohne Fluthilfe 4.883| 100,0 123,4
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Bei Betrachtung der zuriickliegenden Jahre wird deutlich, dass Sachsen-Anhalt seine
Ausgaben seit 1995 erheblich starker konsolidiert hat als die ebenfalls von den vor-
handenen Sparzwangen betroffenen FFW. So zeigt Abbildung Ill.3.1 einen Ausgaben-

rickgang um etwa 5 vH seit 1995 fir Sachsen-Anhalt (ohne Fluthilfe), dagegen war in den

FFW im gleichen Zeitraum ein Ausgabenzuwachs von etwa 8 vH zu verzeichnen.

Abbildung 111.3.1: Ausgabenzuwachsraten in Sachsen-Anhalt einschlieBlich der kommuna-

len Ebene im Vergleich zu den FFW (bereinigte Ausgaben ohne Fluthilfe und Leh-
rer-Arbeitszeitkonten 2004) 1995 = 100
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ll.3.2 Einnahmen im Land Sachsen-Anhalt insgesamt

In Tabelle 11.3.3 wird die Entwicklung der bereinigten Einnahmen insgesamt, der Einnahmen
der Kapitalrechnung und der laufenden Rechnung (ohne Fluthilfe) seit dem Jahr 2001 in Eu-
ro je Einwohner, in Prozent der Vergleichswerte des Durchschnitts der FFW sowie in absolu-
ten Betragen ausgewiesen.

Tabelle 111.3.3: Entwicklung der bereinigten Einnahmen, der Einnahmen der Kapitalrech-

nung und der laufenden Rechnung in Sachsen-Anhalt
in Euro je Einwohner

bereinigte Gesamt- | Einnahmen der Kapital- | laufende Einnahmen
einnahmen rechnung
Euroje | invHdes |[Euroje EW| invH des |Euroje EW | invH des

EW FFW- FFW- FFW-

Wertes Wertes Wertes

2001| 4.307 122,4 416 174,0 3.891 118,6
2002| 4.074 117,7 399 184,7 3.675 113,2
2003| 4.271 123,9 548 227,4 3.723 116,2
2004| 4.345 121,5 427 197,7 3.918 116,6
2005| 4.444 126,4 425 193,2 4.019 121,9
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in Mio. Euro

bereinigte Einnahmen | Einnahmen der Kapital- | laufende Einnahmen
rechnung
2001 11.198 1.082 10.116
2002 10.451 1.025 9.427
2003 10.831 1.389 9.442
2004 10.907 1.072 9.835
2005 11.037 1.055 9.982

FFW: Ohne SanierungsBEZ des Saarlandes bis 2004.

Die Gesamteinnahmen lagen in den vergangenen Jahren etwa bei 122 vH des FFW-
Vergleichswertes. Bei Betrachtung der absoluten Zahlen ergibt sich von 2001 bis 2005 ein
Rackgang von 161 Mio. Euro. Je Einwohner betrachtet sind die Gesamteinnahmen 2005
(ohne Fluthilfe) aufgrund des demografischen Effekts aber gegentber dem Jahr 2001 um rd.
137 Euro gestiegen. Gegentber 2004 ist ein Zuwachs von ca. 1 vH (absolut 130 Mio. Euro)
aufgrund gestiegener Steuereinnahmen (insbesondere auf Gemeindeebene) festzustellen.

Die Tabelle 1ll. 3.4 zeigt die H6he und Struktur der Einnahmen im Jahr 2005. Die gesamten
Pro-Kopf-Einnahmen lagen ca. 126 vH tber denen der FFW. Die Steuereinnahmen des Lan-
des und seiner Kommunen erreichten nur ca. 87 vH der FFW-Vergleichswerte, wobei die
ausschlieBliche Ursache fir die unterdurchschnittlichen Steuereinnahmen die geringe kom-
munale Steuerkraft in Sachsen-Anhalt ist, da tber die Umsatzsteuerverteilung die Pro-Kopf-
Steuerkraft der Nehmerlander auf Landerebene im Finanzausgleich weitgehend angeglichen

wird.

Die erhebliche Transferabhangigkeit der Finanzausstattung des Landes Sachsen-
Anhalt wird insbesondere sichtbar, wenn man beachtet, dass das Land lediglich
ca. 47 vH seiner Einnahmen aus Steuern erzielt hat, wahrend in den finanzschwachen
Westflachenlandern die Quote bei rd. 69 vH lag. Aus Leistungen des Bundes — laufende
und investive Zuweisungen — bezog das Land im Jahr 2005 ca. 25 vH seiner Einnahmen,
davon entfallen rd. 15 vH auf unmittelbare Zuweisungen aus dem Solidarpakt Il (Korb | =
SOBEZ).
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Tabelle 1ll.3.4: H6he und Struktur der Einnahmen auf Landes- und Kommunalebene in
Sachsen-Anhalt im Vergleich zu den finanzschwachen Westflachenlandern

im Jahr 2005
ST FFW
Euroje | vH- |STinvH| Euroje | vH-
EW Anteil von EW Anteil
FFW

A. laufende Einnahmen 4.020 89,6 121,9 3.297| 93,7

dsgl. ohne Fluthilfe 4.019 90,4 121,9

darunter:

1. Steuereinnahmen 2.102 46,8 87,0 2.417| 68,7
2. Verwaltungseinnahmen 444 9,9 82,2 526 15,0
3. Einnahmen aus dem LFA 227 5,1 4420 51 1,5
4. Laufende Zahlungen des Bundes 1.132 25,2 497,8 227 6,5
-- darunter:
4a. SOBEZ 667 14,9
B. Einnahmen der Kapitalrechnung 469 10,4 213,5 220 6,3

dsgl. ohne Fluthilfe 425 9,6 193,3

darunter:

1. Zuweisungen vom Bund 192 4,3 348.,9 55 1,6
2. Zuweisungen von der EU 207 4.6 522,9 40 1,1
C. bereinigte Gesamteinnahmen 4.489| 100,0 127,7 3.517| 100,0

dsgl. ohne Fluthilfe 4.444| 100,0 126,4

Langfristig hat Sachsen-Anhalt deutliche Einnahmenverluste im Zuge der Abschmel-

zung der Transferleistungen im Rahmen des Solidarpakt Il zu kompensieren. Dies be-
trifft die SOBEZ, die von derzeit 1.657 Mio. Euro auf letztmalig 330 Mio. Euro im Jahr 2019

zuriickgehen werden, weitere Uberproportionale Leistungen, die das Land vom Bund im

Rahmen anderer Programme erhélt sowie Zuweisungen von der EU.
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1l.3.3 Verschuldung, Zinsausgabenentwicklung und Entwicklung der Neuverschul-
dung im Land Sachsen-Anhalt insgesamt

Seit dem Jahr 2001 sind die Pro-Kopf-Schulden des Landes Sachsen-Anhalt und seiner
Kommunen um etwa 2.252 Euro je Einwohner angestiegen, siehe Abbildung 111.3.2. Ursache

sind die bereits beschriebenen extrem hohen Einnahmenausfalle infolge der Konjunktur-
schwéche, aber auch der Steuerreform.

Abbildung 111.3.2: Pro-Kopf-Schulden des Landes und der Kommunen im Vergleich zu den
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Abbildung 111.3.3. zeigt die jeweilige jahrliche Neuverschuldung, die hier unter ursachlicher
Zuordnung der jeweiligen Jahresfehlbetrdge dargestellt wird. Danach ist erkennbar, dass
in der Tendenz eine ricklaufige Neuverschuldung seit 2002 - dem Jahr der héchsten

Steuerausfalle - erreicht werden konnte. Eine vergleichbare Entwicklung ist auch in den
FFW zu verzeichnen.

Abbildung 111.3.3: Pro-Kopf-Neuverschuldung des Landes und der Kommunen (Fehlbetrage
auf Landesebene dem Entstehungsjahr zugeordnet) im Vergleich zu den
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.4 Zusammenfassende Bewertung der finanzwirtschaftlichen Entwicklung in
Sachsen-Anhalt

Die im Abschnitt Ill. vorgenommene Analyse zeigt, dass das Land eine Reihe von spezifi-
schen finanzwirtschaftlichen Problemen zu bewaltigen hat, die vielfach noch auf teilungsbe-
dingte Lasten und die im Jahr 1990 Ubernommene ,Erbmasse“ zurlickzuflhren sind. Es
konnte aber auch sichtbar gemacht werden, dass beide Ebenen erhebliche Beitrage zur
Ausgabenkonsolidierung und damit zur Begrenzung des Schuldenwachstums im Land ge-
leistet haben. So wurde im Jahr 2005 gegenlber dem Ausgangsjahr 1995 des Solidarpakts
eine Ausgabenreduzierung um etwa 6 vH erreicht (trotz neu hinzugetretener Ausgaben aus
der Arbeitsmarktreform), wahrend in den FFW gleichzeitig ein Anstieg um etwa 8 vH erfolgte.

Diese Anstrengungen zur Konsolidierung der Haushalte wurden allerdings durch die extre-
men Einnahmenverluste aus den Steuerausféllen der vergangenen Jahre erheblich gestoért
und fanden damit bis 2005 noch keinen entsprechend hohen Niederschlag bei der Ruckfih-
rung der Neuverschuldung. Die Entwicklung der letzten Jahre zeigt, dass Sachsen-Anhalt
sowohl auf der Einnahmen- als auch auf der Ausgabenseite von Faktoren und Entwicklun-
gen abhangig ist, die vom Land nicht direkt kontrollierbar sind und auch nicht in der aus-
schlieBlichen Entscheidungsverantwortung des Landes liegen. So wurden die erheblichen
Einnahmeausfalle bei den Steuern und den Einnahmen aus dem Finanzausgleich beim Land
und seinen Kommunen durch die schwache Wirtschaftsentwicklung in Gesamtdeutschland
verursacht. Ferner wurden beide Ebenen ausgabeseitig auch durch Entwicklungen belastet,
die nicht bzw. kaum durch das Land zu gestalten sind. Zu nennen sind hier die gestiegenen
Aufwendungen im Rahmen der Sozialausgaben und insbesondere auch das hohe Niveau
der Zahlungen im Rahmen des AAUG.

Vor dem Hintergrund dieser Entwicklung hat die neue Landesregierung mit dem Regie-
rungsentwurf 2007 erstmals eine deutliche Absenkung der Neuverschuldung auf
550 Mio. Euro beschlossen. Dies ist fast eine Halbierung des Betrages aus dem Jahr 2005.
Entsprechend der Mittelfristigen Finanzplanung 2006 bis 2010 wird mit der vorgeleg-
ten Zeitschiene zur Riickfiihrung der Neuverschuldung der weiteren Konsolidierung
hohe Prioritat einrdumt. Es ist erklartes Ziel der Landesregierung, im Jahr 2010 erst-
mals einen ausgeglichenen Haushalt ohne Neuverschuldung vorzulegen.
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V. Verwendung der Sonderbedarfs-Bundeserganzungszuweisungen im Berichts-
jahr 2005 in Sachsen-Anhalt

In diesem Abschnitt erfolgt entsprechend dem vereinbarten Nachweisschema eine Darstel-
lung der Verwendung der Solidarpaktmittel 2005. Diese sind ab 2005 entsprechend den Be-
stimmungen des § 11 Abs. 3 FAG, zuletzt gedndert mit dem Solidarpaktfortfihrungsgesetz
vom 20. Dez. 2001,

e flir investive Zwecke und

e zum Ausgleich der unterproportionalen kommunalen Finanzkraft (UFK)
einzusetzen. Eine Anrechnung der weiterhin bestehenden teilungsbedingten Sonderlasten,

insbesondere aus dem AAUG, ist nach der neuen gesetzlichen Regelung ab 2005 nicht

mehr vorgesehen.
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V.1 Der investive Einsatz der SOBEZ

Nach dem vereinbarten Berechnungsschema ergibt sich fir die konsolidierte Landes- und
Kommunalebene folgende investive Verwendung, s. Tabelle 1V.1.1:

Tabelle 1V.1.1: Berechnung der aus den SOBEZ finanzierten Investitionen in Sachsen-
Anhalt (Landes- und Kommunalebene) in Euro je Einwohner

2002 2003 2004 2005
1. Investitionsausgaben fur Infrastruktur 863 1.010 879 825
- davon:
Sachinvestitionen ™ 480 459 426 367
sonstige Investitionen 383 551 453 458
Schuldendiensthilfen™ 7
2. investive Einnahmen 372 475 422 401
- davon:
Zuweisungen fur Investitionen vom 256 279 235 194
6ffentlichen Bereich
Zuschusse fir Investitionen von 115 196 187 207
sonstigen Bereichen
3. eigenfinanzierte Infrastrukturinvestitio- 492 535 457 424
nen (1.-2.)'
4. anteilige Neuverschuldung'”’ 605 447 344 271
5. aus den SOBEZ finanzierte Investitio- 0 88 113 153
nen (3.—4.)"®
6. empfangene SOBEZ 648 655 662 667
7. investive Verwendung in vH der 0 13,4 17,1 22,9
SOBEZ
8. investive Verwendung in Mio. Euro 0 223 284 380

Die Darunterpositionen ,,Sachinvestitionen” und ,sonstige Investitionen” wurden korrigiert um den Anteil der
Sachinvestitionen aus der ab 2005 erfolgenden Zuweisung an den Landesbetrieb Bau (LBB). Durch diese
systematisch bedingte Korrektur erh6hen sich die Sachinvestitionen um 21 Euro/Einw., gleichzeitig verrin-
gert sich der bei den sonstigen Investitionen ausgewiesene Betrag gleichermaBen.

Entsprechend der am 12. Juni 2006 mit dem Bund abgestimmten Anderung sind Schuldendiensthilfen, mit
Ausnahme fiir den Wohnungsbau, ab 2005 anrechnungsfahig auf den Nachweis.

Eine Bereinigung um die Fluthilfe wurde wie bereits in den Vorjahren nicht vorgenommen, da die Einnahmen
und Ausgaben sich grundsétzlich ausgleichen.

Der Fehlbetrag 2003 ist dem Entstehungsjahr zugeordnet. Der ,anteilige” Betrag ergibt sich durch Abzug des
Betrages, der auBerhalb der Infrastrukturinvestitionen fiir (kreditfinanzierte) eigene Investitionen verausgabt
wurde. Dies war im Jahr 2005 insbesondere die Kapitalzufihrung an die NordLB.

Da im Jahr 2002 die Differenz aus eigenfinanzierten Investitionen und Neuverschuldung negativ war, wurden
hier 0 Euro ausgewiesen, da die Verwendung der SOBEZ nicht negativ sein kann.
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Wie aus der Darstellung ersichtlich ist, lag der Nachweis der investiven Verwendung im Jahr
2002 bei Null, da aufgrund der Uberschreitung der Verfassungsgrenze mit dem Nachtrag
2002 die eigenfinanzierten Investitionen die Héhe der Neuverschuldung nicht Uberstiegen
haben. Bis zum Jahr 2005 konnte eine weitere Steigerung der investiven Verwendung
auf nunmehr rd. 23 vH der SOBEZ erreicht werden.

Bei der Bewertung dieses Berechnungsschema ist zu berilicksichtigen, dass aufgrund der
Beeinflussung der investiven Verwendung durch die Héhe der Neuverschuldung bei glei-
chem Investitionsniveau dann eine geringe investive Verwendung der SOBEZ bescheinigt
wird, wenn — z.B. aufgrund hoher ,Erblasten” oder unerwartet hoher Einnahmeeinbriiche —
eine héhere Neuverschuldung notwendig wird. Dagegen bewirkt z. B. ein Anziehen der Kon-
junktur Gber verbesserte Steuereinnahmen auch eine Verbesserung des investiven Nach-
weises, ohne dass zusatzlich investiert wird. Die Aufbauleistung, die tatsachlich durch die
SOBEZ bewirkt wird, Iasst sich anhand dieser Kennziffern nicht darstellen.

IV.2  Ausgleich der unterproportionalen kommunalen Finanzkraft (UFK)

Die Gemeinden in den neuen Landern haben eine deutlich geringere Steuerkraft als die Ge-
meinden in den finanzschwachen Westflachenlandern, die sich mittelbar Gber die Kreisumla-
ge auch auf die Landkreise auswirkt. Es ist daher erforderlich, dass die neuen Lander (ber-
proportional hohe Zuweisungen leisten, damit die Kommunen in den neuen Landern zu-
nachst den Kommunen der FFW vergleichbaren Leistungen erbringen kénnen (diese kénnen
gedanklich unterteilt werden in die Zuweisungen zum Ausgleich der unterproportionalen
kommunalen Finanzkraft und die ,normalen“ Zuweisungen auf dem Niveau der FFW). Zu-
satzlich missen die neuen Lander den Kommunen Mittel zuweisen, die Uber das Niveau der
FFW-Lander hinausgehen, da ohne diese Mittel die Kommunen in den neuen L&ndern nicht
in der Lage sind, Uberproportionale Investitionen zum SchlieBen der Infrastrukturllicke zu
tatigen. Tabelle 1V.2.1 zeigt die entsprechende Zerlegung der Zuweisungen des Landes

Sachsen-Anhalt an seine Kommunen.
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Tabelle IV.2.1:  Struktur der Zuweisungen des Landes Sachsen-Anhalt an die kommunale
Ebene im Jahr 2005

in Mio. Euro
Zuweisungen des Landes Sachsen-Anhalt an die Kommunen
(Gesamtbetrag 2005: ca. 2.647 Mio. Euro)

1. Zuweisungen zum Aus- 2. Zuweisungen auf dem Ni- | 3. Uberproportionale Leistun-
gleich der unterproportio- veau der Zuweisungen der gen zur Finanzierung des
nalen kommunalen Steu- finanzschwachen Westfla- Abbaus des Infrastruktur-
erkraft chenlander an ihre Kom- defizits auf kommunaler

munen” Ebene (,Aufbautransfers®)?
rd. 589 Mio. Euro rd. 1.358 Mio. Euro rd. 700 Mio. Euro

1) Unterschiedliche Aufgabenverteilungen und Standards bleiben bei dieser Betrachtung unberiicksichtigt. Der
Betrag wird wie folgt errechnet: Multiplikation der Zuweisungen der FFW pro Einwohner mit der Einwohnerzahl
des Landes Sachsen-Anhalt. Bereinigt wurde die systematische Anderung bei der Gberértlichen Sozialhilfe in
Sachsen-Anhalti. H. v. rd. 380 Mio. Euro.

2) Dieser Betrag ergibt sich als Restbetrag aus der Gesamtsumme der Zuweisungen des Landes Sachsen-Anhalt
an seine Kommunen.

Da das Land aufgrund der UFK seiner Kommunen bereits Mittel aus dem Landerfinanzaus-

gleich (LFA) einschlieBlich der Fehlbetrags-BEZ, erhalt, wird nur die danach verbleibende

,Finanzierungslicke“ aus den SOBEZ gedeckt. Mit der erhéhten Anrechnung der Steuerein-

nahmen der Gemeinden im Landerfinanzausgleich ab 2005 (64 vH statt vorher 50 vH) sinkt

der auf die SOBEZ-Verwendung anzurechnende Betrag fir die UFK entsprechend ab. Das

Bundesministerium der Finanzen hat fir das Jahr 2005 eine Spannbreite von 10 bis 15 vH

der SOBEZ als relevante GréBe ermittelt (vorher 15 bis 20 vH), die im Folgenden Verwen-

dung findet. Daraus ergibt sich ein Betrag von 168 bis 249 Mio. Euro fur die UFK, der

2005 aus den SOBEZ finanziert wurde.

IV.3 Zusammenfassende Verwendungsrechnung der SOBEZ

Die Tabelle IV.3.1 beinhaltet die aus der Zusammenfassung der in den Abschnitten 1V.1 und
IV.2 ermittelten Betrége resultierende gesamte Verwendungsrechnung. Die Summe aus
den eigenfinanzierten Investitionen sowie den zum Ausgleich der UFK erforderlichen SOBEZ
wird den empfangenen SOBEZ gegeniibergestellt.
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Tabelle 1V.3.1: Zusammenfassende Verwendungsrechnung der SOBEZ (Landes- und

Kommunalebene) fir das Land Sachsen-Anhalt
in Euro je Einwohner

2002 2003 2004 2005
1. Investive Verwendung 0 88 113 153
2. Ausgleich der UFK 115 113 112| 68 bis 100
3. Nachweis gesamt entsprechend neuer 115 201 225| 221 bis 253

Abgrenzung 2005 (Summe 1. und 2.)
4. empfangene SOBEZ" 648 655 662 667
5. Nachweis in vH der SOBEZ 17,7 30,7 34,0 33 bis 38
nachrichtlich fiir Vorjahre:
sonst. teilungsbedingte Sonderlasten 184 166 162
Nachweis einschl. teilungsbedingter 299 367 387
Lasten gesamt
in vH der SOBEZ 46,1 56,0 58,5
in Mio. Euro

2002 2003 2004 2005
1. Investive Verwendung 0 221 284 380
2. Ausgleich der UFK 295 287 281| 168 bis 249
3. Nachweis gesamt entsprechend neuer 295 508 565| 549 bis 629

Abgrenzung 2005 (Summe 1. und 2.)

4. empfangene SOBEZ 1.661 1.661 1.661 1.657
5. Nachweis in vH der SOBEZ 17,7 30,7 34,0 33 bis 38

Zur Bewertung von Investitionen in Abgrenzung der Haushaltssystematik hinsichtlich ihres
Aufbau- oder Zukunftswertes soll hier auf den Finanzplan 2005 bis 2009 des Bundes
(S. 49) verwiesen werden:

,Die Einordnung einer Ausgabe als Investition ist nicht unbedingt gleichbedeutend mit
ihrer héheren Qualitat gegentiber konsumtiven Ausgaben; die Hbhe der Investitionen
in absoluten Zahlen oder als Quote der Gesamtausgaben ist kein zuverldssiger Indi-
kator hinsichtlich der Qualitét der Haushaltsstruktur. Dies zeigt ein Blick auf die Berei-
che Forschung und Bildung, Kinder oder Umwelt, bei denen auch viele im haushalts-

% Seit 2005 gehen die SOBEZ absolut zuriick. Der hier dargestellte Anstieg je Einwohner seit 2002 ist durch

den gleichzeitig stattfindenden Einwohnerriickgang begriindet.
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rechtlichen Sinne ,konsumtive” Ausgaben tatsdchlich ,Investitionen in die Zukunft”
bedeuten.”

Im Ergebnis wurden bis zu 38 vH der empfangenen SOBEZ rechnerisch fiir das Jahr
2005 nachgewiesen. Die Landesregierung von Sachsen-Anhalt ist sich bewusst, dass
der gegenwairtig geringe Stand nachgewiesener SOBEZ Ausdruck der noch zu leis-
tenden Haushaltskonsolidierung ist. Dieser wird in den nachsten Jahren eine hohe
Prioritat eingerdaumt. Angesichts der steigenden Bedeutung der Zukunftsinvestitionen,
wie z. B. in Bildung und Wissenschaft, ist aber auch zu betonen, dass die Zuordnung
zur Haushaltssystematik nicht alleinige Richtlinie der kiinftigen Ausgabenschwer-
punkte des Landes sein kann.

Die in der Vergangenheit auf die SOBEZ anrechenbaren teilungsbedingten Sonderlas-
ten sind ab 2005 nicht mehr aus den SOBEZ zu finanzieren, so z. B. die bereits in Ab-
schnitt 111.1.1 angesprochenen Zahlungen des Landes im Rahmen des AAUG oder die Fi-
nanzierung der kommunalen Altschulden fir gesellschaftliche Einrichtungen nach dem Alt-
schuldenregelungsgesetz vom 6. Marz 1997, aber auch teilungsbedingte Sonderlasten fir
zusatzliche Aufwendungen zur Beseitigung von Altlasten und fur die aktive Arbeitsmarktpoli-
tik. Gleichwohl besteht die Belastung der Haushalte der neuen Lander aus diesen Ver-
pflichtungen unvermindert weiter. Im Jahr 2005 haben die Ausgaben allein fiir die Zah-
lungen nach dem AAUG sowie dem Altschuldenregelungsgesetz rd. 400 Mio. Euro
betragen. Diese Ausgaben schrianken die Haushaltskonsolidierung entsprechend ein.
Der Bund bleibt daher aufgefordert, seine Zusagen zur Entlastung der neuen Lander
entsprechend umzusetzen.
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V. MaBnahmen zur SchlieBung der Infrastrukturliicke in Sachsen-Anhalt im Be-
richtszeitraum

Die Darstellung zur rechnerischen Verwendung der SOBEZ bedarf einer quantitativen Er-
géanzung hinsichtlich des Beitrages des Landes Sachsen-Anhalt zur Beseitigung der
Infrastrukturliicke im Vergleich zu den alten L&ndern bzw. zu den finanzschwachen West-
flachenlandern. Hierzu wurde im ersten vom Land Sachsen-Anhalt vorgelegten Fortschritts-
bericht ,Aufbau Ost* zunachst eine Bestandsaufnahme der Infrastrukturllicke in den neuen
Landern vorgenommen, wobei sich die Darstellung an dem im Zuge der Solidarpakt-II-
Verhandlungen vorgelegten Gutachten orientierte. In den vergangenen Berichten wurde do-
kumentiert, wie die Infrastrukturinvestitionsaktivitat seit 1991 in Sachsen-Anhalt auf der Ebe-
ne des Landes und seiner Kommunen zum SchlieBen der Infrastrukturllicke beigetragen hat.
In diesem Fortschrittsbericht wird daran angeknipft. Die Darstellung beschrankt sich daher
zum Teil auf das Berichtsjahr 2004.

V.1 Zur Ausgangssituation: Hohe und Struktur der Infrastrukturliicke

Das Gutachten des Deutschen Instituts fiir Wirtschaftsforschung (DIW) % hat folgende Be-
stdnde und Nachholbereiche bei der Infrastrukturausstattung der neuen Flachenlander
(einschl. ihrer Kommunen) quantifiziert, s. Tabelle V.1.1:

Tabelle V.1.1: Pro-Kopf-Bruttoanlagevermégen der neuen Flachenlander und Sachsen-
Anhalts sowie der strukturschwachen Westflachenlander in Euro je Einwoh-
ner im Jahr 1999 zu Preisen von 1991 (die ,Nachholbereiche® sind hervor-

gehoben)
finanzschwa- | neue Flachen- Sachsen-
che Flachen- lander Anhalt
lander West
1. Zentrale Verwaltung 469 529 450
2. Offentliche Sicherheit und Ordnung 325 343 323
3. Rechtsschutz 98 100 84
4. Schulen 2.444 1.474 1.458
5. Hochschulen und sonstige For-
schung 745 558 557
6. Kultur 168 369 407

20" DIW (2000), Infrastrukturausstattung und Nachholbedarf in Ostdeutschland®, Berlin 2000.
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finanzschwa- | neue Flachen- Sachsen-

che Flachen- lander Anhalt

lander West
7. Soziale Sicherung 230 337 342
8. Sport und Erholung 447 393 405
9. Krankenanstalten 691 905 914
10. Wohnungswesen und Raumordnung 366 400 399
11. Landwirtschaft und Forsten 234 150 148
12. Verkehrsbereich insgesamt 4.505 2.406 2.520
- darunter StraBen 4.394 2.162 1.980
insgesamt (1. bis 12.): Kerninfrastruk- 10.718 7.963 8.008
tur
13. Kommunale Gemeinschaftsdienste 2.720 639 652
14. Energie, Wasserwirtschaft 367 239 213
15. Wirtschaftsunternehmen 483 129 91
16. Allg. Grund-/Sondervermégen 505 253 310
insgesamt (1. bis 16) 14.782 9.224 9.274

Anmerkungen:
1) Die Daten sind der Tabelle 4 in DIW (2000) enthommen.

2) Die Angaben fir Sachsen-Anhalt wurden aus den Tabellenanhangen A, B und C zum DIW-Gutachten 2000
berechnet. Bei den Hochbauten wurden die Kommunalen Gemeinschaftsdienste nicht berlcksichtigt; dies ent-
spricht der Verfahrensweise zur Tabelle 4 des DIW-Gutachtens.

Der groBte Anteil des staatlichen Bruttoanlagevermodgens entféllt auf den Verkehrsbe-
reich und hier insbesondere auf den StraBenverkehr. In den neuen Landern hatte dieser
Bereich im Jahr 1999 einen Anteil von ca. 30 vH, wahrend in den alten Landern der Anteil
bei ca. 42 vH lag. Dies ist auch der Bereich, in dem nach den Berechnungen des DIW so-
wohl die relativ als auch die absolut hdéchste Infrastrukturllicke zu verzeichnen ist. Bedeut-
sam ist ferner das Bildungssystem, besonders der Schulbereich, auf den in den West-
flachenlandern ca. 23 vH des Bruttoanlagevermdgens, in den neuen Flachenldandern hinge-
gen lediglich ein Anteil von ca. 19 vH entfallen. Weitere staatliche Aufgabenbereiche mit
einem Infrastrukturanteil von mehr als 5 vH sind die Bereiche Hochschulen, allgemei-
ne Verwaltung und der Krankenhausbereich.

Eine Bewertung des weiteren Abbaus der Infrastrukturlicke in den neuen Landern muss
auch den erheblichen demografischen Veranderungen in den neuen Landern Rechnung tra-
gen. So ist infolge des hohen und nachhaltigen Schilerriickgangs eine Anpassung der Infra-
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strukturen in diesem Bereich auf das je Einwohner gerechnete ,Westniveau* kaum sinnvoll*,
wahrend in anderen Bereichen, wie z.B. bei der sozialen Sicherung, den Krankenanstalten,
dem Wohnungswesen, usw., der schnellere Alterungsprozess in den neuen Flachenlandern
maoglicherweise eine hdhere (Pro-Kopf-) Infrastrukturausstattung erfordert als in den alten

Flachenlandern.

V.2 Infrastrukturinvestitionen des Landes Sachsen-Anhalt 2005

Das Land Sachsen-Anhalt hat 2005 rd. 2.050 Mio. Euro fur Investitionen und Investitionsfér-
dermaBnahmen im Bereich der Infrastruktur eingesetzt. SchwerpunktmaBig wurde dabei in
die nachfolgend dargestellten Bereiche investiert.

Wie bereits im Vorjahr konnte auch im Jahr 2005 das LandesstraBennetz Sachsen-Anhalt
mit einer Gesamtlange von 3.866 km durch Um- und Ausbauarbeiten weiter verbessert wer-
den. Inzwischen entsprechen 52 vH des LandesstraBennetzes dem derzeitigen Standard
(Vorjahr: 48 vH). Im Bereich Brickenbau sind 90 vH hinsichtlich ihrer Tragfahigkeit ohne
Einschrankung nutzbar.

Zudem wurden weitere Investitionen in die VerkehrsinfrastrukturmaBnahmen im kommu-
nalen und unternehmerischen Bereich geférdert. So wurde zum Beispiel der Neubau der
Sternbriicke in Magdeburg fertiggestellt. Ebenso konnte der Zustand der Binnenhafen und
Flugplatze in Sachsen-Anhalt verbessert werden. Weitere Investitionen erfolgten in die Ei-
senbahninfrastruktur des Landes Sachsen-Anhalt (z.B. Stickstoffwerke Piesteritz, Hafenbahn
Halle).

Im Bereich des Stadtebaus erfolgte die Férderung von Projekten auf der Grundlage ganz-
heitlicher Entwicklungskonzepte (Sanierungs-, Stadtteilentwicklungskonzepte), insbesondere
von kommunalen InfrastrukturmaBnahmen. Dadurch konnte in den durch industrielle Bau-
weise errichteten Wohngebieten im Hinblick auf den Ausbau eine Verbesserung der kulturel-
len und sozialen Infrastruktur erreicht werden. Als Schwerpunkt der aktuellen Stadtentwick-
lung wurde der Stadtumbau geférdert. Der Programmteil ,Aufwertung” diente dabei vorrangig
der Anpassung der sozialen Infrastruktur (Kindertageseinrichtungen und Schulen) sowie des
Wohnumfeldes (Barrierefreiheit, ruhender Verkehr usw.) und der Starkung der Innenstadte.

Des Weiteren wurden Mittel flr InvestitionsmaBnahmen in Gemeinden im landlichen Be-

2" In dem bereits mehrfach zitierten DIW-Gutachten wird als ,, VergleichsmaBstab“ im Wesentlichen auf die Ein-
wohnerzahl zurlickgegriffen. In einzelnen Aufgabenbereichen, wie insbesondere dem Bildungssystem, aber
auch in den Bereichen der Krankenhausversorgung usw., sind andere Vergleichsmafstdbe (wie z.B. die Schii-
lerzahlen) besser geeignet.
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reich zur Beseitigung von Mangeln im Hinblick auf die bauliche Beschaffenheit von Gebau-
den und die Erflillung von Aufgaben (Infrastruktur) eingesetzt. AuBerdem wurde die Moder-
nisierung und Instandsetzung von Wohnraum in GroBwohnsiedlungen, insbesondere in

Stadtteilen mit besonderem Entwicklungsbedarf, geférdert.

Die noch bestehende Infrastrukturliicke im Bereich der Infrastruktur der Wirtschaft konnte
mit Mitteln der vom Land, dem Bund und der EU finanzierten Gemeinschaftsaufgabe ,Ver-
besserung der regionalen Wirtschaftsstruktur® weiter verringert werden. Der Schwerpunkt
bezlglich der Verteilung der bewilligten Investitionszuschiisse lag wie in den Vorjahren bei
der Revitalisierung von Industriebrachen bzw. der Erweiterung von Industrie- und Gewerbe-
gebieten sowie der Foérderung der touristischen Infrastruktur. Im Jahr 2005 wurden
36 Infrastrukturvorhaben gefdérdert. Das Investitionsvolumen betrug rd. 99 Mio. Euro, das
Zuschussvolumen rd. 76 Mio. Euro (Vorjahr 51 Mio. Euro).

Eine wesentliche Rolle fir den weiteren Aufbau Ost wird auch kiinftig der Férderung der wirt-
schaftsnahen Forschung und Entwicklung zukommen. Ziel ist dabei die Schaffung einer sta-
bilen Innovationsbasis im Land, die Festigung ihrer Nachhaltigkeit und die Bindelung von

Innovationspotentialen im Land zu Innovationsnetzwerken.

Im Dezember 2002 wurde ein optimiertes Férderprogramm fur Technologie- und Innovati-
onsforschung auf den Weg gebracht, das vor allem kleine und mittlere Unternehmen bei
der ErschlieBung von Marktpotentialen unterstiitzt sowie die industrielle Forschung und vor-
wettbewerbliche Entwicklung férdert. Es ist erkennbar, dass sich mittelstandische Unterneh-
men in Sachsen-Anhalt wieder verstarkt der Forschung im eigenen Unternehmen in Bezug
auf die Entwicklung neuer Produkte und Verfahren widmen. Dies gilt besonders in innovati-
ven Branchen, wie Maschinen- und Anlagenbau/Automotive, Chemie/Neue Werkstoffe, Li-
feScience (Biotechnologie, Pharmazie und Medizintechnik), sowie den Querschnittsbranchen
Nanotechnologie, Mikrosystemtechnologie und Informations- und Kommunikationstechnolo-
gie/Automation/Logistik. So wurden im Jahr 2005 insgesamt rd. 32 Mio. Euro in 139 Projekte

investiert.

Im Bereich der Umweltforschung wird vor allem die Entwicklung innovativer Umwelttechno-

logien unterstitzt. Im Jahr 2005 wurde daftr rd. 1 Mio. Euro eingesetzt.

Investitionen in Wissenschaft und Forschung sind ein wichtiger Beitrag zur Entwicklung
des Wirtschaftsstandorts Sachsen-Anhalt. Das Land verfligt Gber 7 staatliche Hochschulen,
davon 2 Universitaten und eine Kunsthochschule, sowie mehrere auBeruniversitare For-

schungseinrichtungen. Alle mit sehr guten Bedingungen hinsichtlich der Ausstattung, der
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Betreuungsrelation und der Méglichkeit eines schnellen und qualifizierten Abschlusses. Im
Jahr 2005 wurden fir die Ausstattung der Hochschulen mit GroBgeraten und den Hoch-
schulbau im Rahmen der Hochschulbauférderung (HBFG) ca. 70 Mio. Euro investiert, der
darin enthaltene Bundesanteil betragt 50 vH.

Fir Geréate und Bauinvestitionen in auBeruniversitaren Forschungseinrichtungen der Leibniz-
Gemeinschaft (WLG), der Fraunhofer-Gesellschaft (FhG) und des Umweltforschungszent-
rums Leipzig-Halle (UFZ) wurden im Jahr 2005 insgesamt rd. 10 Mio. Euro aus Landesmit-
teln eingesetzt. Hinzu traten jeweils noch Bundesmittel gemaB gemeinsamer Finanzierungs-
vereinbarung nach Art. 91b GG. Mit den Mitteln konnte z. B. die Sanierung im Leibniz-Institut
far Pflanzengenetik und Kulturpflanzenforschung (IPK) in Gatersleben wesentlich voran ge-
bracht werden, flr das Pilotanlagezentrum far Polymersynthese (PAZ) der Fraunhofer-
Gesellschaft in Schkopau wurde die Ausristung finanziert.

Darlber hinaus ist ein nicht unerheblicher Anteil der Gesamtférderungen des Landes an die
Max-Planck-Gesellschaft (MPG) in H6he von rd. 16 Mio. Euro auch fiir Investitionen in Ein-
richtungen der MPG in Sachsen-Anhalt eingesetzt worden.

Im Bereich der Trinkwasserversorgung und der Abwasserbeseitigung konnten weitere
Fortschritte erzielt werden. Der Anschlussgrad der Bevdlkerung konnte fir die 6ffentliche
Kanalisation auf 86,8 vH und fur 6ffentliche Kléranlagen auf 86,6 vH erhéht werden. Der wei-
tere Ausbau der o6ffentlichen Trinkwasserversorgung und Abwasserbeseitigung wurde im
Jahr 2005 mit fast 49 Mio. Euro geférdert. Auch in den Bereichen Abfall/Altlasten konnten
die Standortfaktoren weiter verbessert werden. Schwerpunkt der Férderung von insgesamt
6 Mio. Euro im Jahr 2005 war die Deponiesanierung.

Die Starkung des Wirtschaftsfaktors ,Landwirtschaft“ erfolgt im Rahmen der Gemein-
schaftsaufgabe ,Verbesserung der Agrarstrukiur und des Kiustenschutzes® aus Mitteln des
Landes, des Bundes und der EU. Die gegenwartige Situation ist immer noch von Defiziten
gekennzeichnet, insbesondere durch verkehrstechnische Unzulanglichkeiten und dem hohen
Sanierungsbedarf in den Iandlichen Gemeinden. Das Hauptanliegen der Férderung besteht
daher in der Verbesserung der infrastrukturellen und baulichen Verhaltnisse in Doérfern mit
agrarstrukturellem Bezug. Der Schwerpunkt der ausgereichten Férdermittel lag im Jahr 2005
mit einem Anteil von 81,6 vH ahnlich wie in den Vorjahren im Bereich der kommunalen In-
vestitionen zur Verbesserung der innerdrtlichen Verkehrsverhéltnisse (421 Vorhaben), zur
Erhaltung und Gestaltung des dorflichen Charakters (2.000 Vorhaben) und zur Sanierung
von Gewassern und zum Abbruch von Bausubstanz (29 Vorhaben).

60



Fir die Umsetzung des landlichen Wegekonzeptes in Sachsen-Anhalt wurden im Jahr
2005 rd. 14 Mio. Euro investiert. Hierdurch wurde das StraBen- und Wegenetz im Iandlichen
Raum unter Bericksichtigung der verschiedenen Verkehrssysteme weiter ausgebaut, so
dass es den Anforderungen fur die Anbindung an das Uberértliche Verkehrsnetz bis hin zur
Bewirtschaftung land- und forstwirtschaftlicher Grundstliicke abdeckt.

Weiterhin wurden erhebliche Mittel fir wasserwirtschaftliche und kulturbautechnische
MaBnahmen zur nachhaltigen Entwicklung des landlichen Raumes eingesetzt. Geférdert
wurden hier im Wesentlichen der naturnahe Gewéasserausbau und der Neubau und die Er-

weiterung von Hochwasserschutzanlagen.

Sanierungsbedarf besteht weiterhin im Bereich der Kindertageseinrichtungen. Im Jahr
2005 konnten 30 Einrichtungen in ihrer Substanz gesichert oder aufgrund von Bauvorhaben
neu geschaffen werden.

Auch Im Bereich der Sportférderung wurde im Jahr 2005 der Nachholbedarf bei der Sanie-
rung der vorhandenen Sportstatten weiter verringert. Derzeit sind noch rd. 65 vH der Sport-
statten sanierungsbedurftig (Vorjahr 68 vH). Das Land Sachsen-Anhalt hat im Jahr 2005
17 InvestitionsmaBnahmen in einem Umfang von rd. 6 Mio. Euro geférdert.

Mit dem im Jahr 2005 erfolgten Investitionen konnte die bestehende Infrastrukturliicke
weiter verringert werden. Auch zukiinftig verfolgt die Landesregierung das Ziel, die zur
Verfiigung stehenden Mittel gezielt in die Schwerpunktbereiche fiir den weiteren Auf-
bau der Infrastruktur zu lenken.

V.3  Beitrage zur SchlieBung der Infrastrukturliicke in Sachsen-Anhalt

Auf Basis der festgestellten Situation, dass in den neuen Flachenlandern und damit auch in
Sachsen-Anhalt, Ende des Jahres 1999 noch erhebliche, wenn auch Uber die &ffentlichen
Aufgabenbereiche hdchst unterschiedliche Infrastrukturlicken vorgelegen haben, wird hier
dargelegt, in welchem Umfang die Investitionstatigkeit im Land einen Beitrag zum SchlieBen
der Infrastrukturllicke geleistet hat.

Dazu zeigt die Abbildung V.3.1 das Volumen der investiven Ausgaben fir Infrastruktur auf

der Ebene des konsolidierten Haushaltes des Landes Sachsen-Anhalt und seiner Kommu-
nen im Vergleich zu den FFW. Im Berichtsjahr 2005 lagen die investiven Ausgaben fir
InfrastrukturmaBnahmen in Sachsen-Anhalt bei ca. 774 Euro je Einwohner, wahrend diese in
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den finanzschwachen Westflachenlandern ca. 380 Euro je Einwohner betrugen. Damit lag
das gesamte Investitionsvolumen bei etwa 200 vH des FFW-Wertes. Dies belegt, dass
— insbesondere auch vor dem Hintergrund des hdheren Ersatzinvestitionsbedarfs in
den Westflachenlandern — die SchlieBung der Infrastrukturliicke trotz der notwendigen
KonsolidierungsmaBnahmen in Sachsen-Anhalt weiter vorangekommen ist. Allerdings
hat sich — nicht zuletzt infolge der angespannten Einnahmesituation in den Lander- und

Kommunalhaushalten — dieser Prozess weiter verlangsamt.

Abbildung V.3.1: Investive Ausgaben fur Infrastruktur in Sachsen-Anhalt (Landes- und
Kommunalebene — ohne Fluthilfe) im Vergleich zu den FFW
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Abbildung V.3.2 zeigt die Verteilung der Infrastrukturinvestitionsausgaben im Land Sachsen-

Anhalt auf die einzelnen Kerninfrastrukturbereiche im Jahr 2004 %. Ein SchlieBen der Infra-
strukturliicke unter Beachtung der Struktur des Infrastrukturkapitalbestandes erfor-
dert, dass 6ffentliche Infrastrukturinvestitionen insbesondere in jene Bereiche gelenkt
werden, bei denen von einer besonders hohen Infrastrukturliicke auszugehen ist. Uber
40 vH der Investitionsausgaben fiir die Infrastruktur entfielen auf die Bereiche Verkehr
und Bildung (Schulen und Hochschulen). Diese Aufgabenbereiche haben nach den
Untersuchungen des DIW die umfangreichsten Infrastrukturdefizite zu verzeichnen.
Hingegen sind in die Bereiche, in denen es nach der DIW-Untersuchung Ende des Jahres
1999 Hinweise in Richtung einer ,infrastrukturellen Uberausstattung” in den neuen Landern
gab, nur geringe Anteile der Infrastrukturinvestitionen geflossen. So entfielen auf den Bereich
Kultur ca. 2,5 vH und den Bereich der sozialen Sicherung nur ca. 6,2 vH der Investitionsaus-
gaben fur die Infrastruktur.

2" In Abgrenzung des Funktionenplans des Landes Sachsen-Anhalt fiir die Landesebene und der Gliederungs-
Ubersicht auf Gemeindeebene, fir die Gemeinden liegen bislang nur die Angaben fiir 2004 vor.
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Abbildung V.3.2: Anteil der Aufgabenbereiche an den Infrastrukturausgaben in Sachsen-
Anhalt im Jahr 2004 im Bereich der Kerninfrastruktur (Landes- und Kom-
munalebene) in vH

1 - Zentrale Verwaltung | 1,8

2 - Offentliche Sicherheit und Ordnung ] ]3,7
3 - Rechtsschutz -] 0,3

4 - Schulen -:| 4,6

5 - Hochschulen und sonstige Forschung 1 ] 8,1
6 - Kultur -:l 25
7 - Soziale Sicherung -:| 6,2

8 - Sport und Erholung -:| 4,6

9 - Krankenanstalten -:| 77

10 - Wohungswesen und Raumordnung 1 11,1
11 - Landwirtschaft und Forsten ] 121,3
12 - Verkehrsbereich 1 ] 28,1
0 5 10 15 2'0 2'5 ’3:0
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Erganzend zeigt Tabelle V.3.1 die Anteile der einzelnen Bereiche an den Bauausgaben auf
Landes- und Kommunalebene. Auch hier zeigt sich, dass ein erheblicher und im Zeitverlauf
sogar deutlich ansteigender Anteil der &ffentlichen Infrastrukturinvestitionen in den infrastruk-
turell noch hoch defizitaren (StraBen-)Verkehrsbereich geflossen ist und auch in den Bil-
dungsbereich — Schulen und Hochschulen — wird ein weiterhin hoher Anteil der Infrastruktur-
investitionen gelenkt. Im Schulbereich ist der gegentiber 2002 riicklaufige Investitionsanteil
auch ein Reflex auf die demografischen Entwicklungen (Schulerriickgang) in Sachsen-
Anhalt.

Tabelle V.3.1: Anteil der Aufgabenbereiche an den BaumaBnahmen in den Jahren 2002 bis
2005 in Sachsen-Anhalt (Landes- und Kommunalebene) in vH

2002 2003 2004 2005
Allgemeine Verwaltung 1,6 1,4 1,2 1,8
Schulen u. vorschulische 6,7 5,8 6,0 9,5
Bildung
Hochschulen 6,2 4,8 2,6 3,3
Eigene Sportstatten 3,6 3,3 3,8 2,3
Sté:l_dtebau sowie -planung 13,3 15,0 16,9 18,5
W?ﬁnungsbau/-fﬂrsorge 0,6 0,3 0,2 0,1
StraBen 33,7 35,2 36,3 33,0
Allgemeines Grundvermé- 5,7 3,7 3,2 3,4
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2002 2003 2004 2005
gen
Ver- und Entsorgungsbe- 3,9 4,3 3,5 3,6
reiche®
Ubrige Aufgabenbereiche 24,9 26,2 26,3 24,5

Erganzend wird in der Tabelle V.3.2 betrachtet, in welchem absoluten Umfang Sachsen-

Anhalt in der aktuellen Vergangenheit Beitrdge zur SchlieBung der Infrastrukturllicke im Ver-

gleich zu den FFW geleistet hat. Hierzu werden die kumulierten BaumaBnahmen im Zeit-
raum von 2000 bis 2005 (d.h. seit dem Jahr 1999, das der Analyse des DIW zugrunde lag) in
Sachsen-Anhalt mit den entsprechenden Werten in den FFW-Landern verglichen (jeweils

gerechnet in Euro je Einwohner). Zu beachten ist hierbei, dass die Investitionsstrukturen zwi-

schen den Landern nicht in allen Aufgabenbereichen vergleichbar sind, da hauptsachlich im

Bereich der ,kommunalen Gemeinschaftsdienste® Aufgaben auf Zweckverbande und insbe-

sondere 6ffentliche Unternehmen (teilweise sogar private Unternehmen) verlagert wurden.

Tabelle V.3.2: Kumulierte Bauinvestitionen nach Aufgabenbereichen in den Jahren 2000 bis
2005 in Sachsen-Anhalt und den FFW (Landes- und Kommunalebene)

in Euro je Einwohner

ST FFW ST in vH von
FFW
Allgemeine Verwaltung 33 29 113,8
Schulen u. vorschulische Bildung 177 218 81,2
Hochschulen 124 67 185,1
Eigene Sportstéatten 82 29 282,8
Stadtebau sowie -planung u. &. 334 52 642,3
Wohnungsbau/-fursorge 10 4 250,0
StraBen 753 416 181,0
Allgemeines Grundvermégen 102 28 364,3
Ver- und Entsorgung 88 122 72,1
sonstige Aufgabenbereiche 601 337 178,3
insgesamt 2.304 1.302 177,0

Auch die Angaben in der Tabelle V.3.2 belegen, dass gerade in den Bereichen mit hohen

Infrastrukturdefiziten die Investitionsausgaben (BaumaBnahmen) deutlich héher liegen als in

den Vergleichslandern:

2 Zusammenfassung von Abwasser- und Abfallbeseitigung, Energie- und Wasserwirtschaft, Versorgungs- und

Verkehrsunternehmen.
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So verzeichnet der StraBenbau in Sachsen-Anhalt im Zeitraum von 2000 bis 2005 die
héchsten Investitionen aller Aufgabenbereiche. Es wurden in Sachsen-Anhalt 753 Euro je
Einwohner investiert, wahrend in den FFW das Volumen bei lediglich ca. 416 Euro je Ein-
wohner lag.

- + 81 vH gegentliber FFW

Im Hochschulbereich ist ebenfalls ein erhdhtes Investitionsvolumen im Land Sachsen-
Anhalt deutlich sichtbar. Wahrend in Sachsen-Anhalt Investitionen in H6he von ca. 124 Euro
je Einwohner getatigt wurden, lag das Investitionsvolumen in den finanzschwachen Westfla-
chenlandern bei ca. 67 Euro je Einwohner.

- + 85 vVH gegeniiber FFW

Auch der Bereich Stadtebau/-planung gehorte nach den DIW-Ergebnissen zu den Be-
reichen mit markanten Infrastrukturdefiziten. In diesen Bereich sind im Zeitraum von 2000 bis
2005 Bauinvestitionen in H6he von 334 Euro je Einwohner geflossen, in den FFW waren
dies nur rd. 52 Euro je Einwohner.

-2 + 542 vH gegentliber FFW

Insgesamt dokumentieren die vorgelegten Indikatoren, dass Sachsen-Anhalt in den
vergangenen Jahren deutlich hohere Infrastrukturinvestitionen getatigt hat als die
FFW. AuBerdem ist zu erkennen, dass diese Mittel schwerpunktmaBig in die Bereiche
geflossen sind, bei denen von immer noch deutlichen Infrastrukturliicken auszugehen
ist. Dies impliziert weitere Fortschritte beim Aufbau Ost, die unabhadngig von der
SOBEZ-Verwendungsrechnung allein aufgrund des hohen Investitionsniveaus in allen

neuen Liandern erreicht wurden.
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VL. Leistungen des Bundes an das Land Sachsen-Anhalt

Der Bund unterstitzt die neuen Lander nicht nur durch die Gewahrung von Sonderbedarfs-
Bundeserganzungszuweisungen, sondern auch durch Uberproportionale Leistungen in ande-
ren Bereichen, wie z.B. im Rahmen der Gemeinschaftsaufgaben nach Art. 91 a und b GG
sowie den Finanzhilfen nach Art. 104 a Abs. 4 GG. Im Rahmen des Solidarpakt | wurden
diese Leistungen weder inhaltlich noch volumenmaBig quantifiziert. Der Solidarpakt Il dage-
gen sieht hierzu explizit den ,Korb 11 vor, fir den der Bund ein Gber die SOBEZ hinausge-
hendes Volumen von bis zu weiteren ca. 51 Mrd. Euro — was 50 vH der SOBEZ-Zahlungen
entspricht - fur den Zeitraum von 2005 bis 2019 zugesagt hat. Allerdings ist zum gegenwarti-
gen Zeitpunkt die Frage der exakten Héhe sowie der zeitlichen und inhaltlichen Struktur der
Zahlungen noch immer nicht geklart. Im Zuge der parlamentarischen Debatte um das
MaBstabegesetz und die Fortflihrung des Solidarpaktes wurde am 4. Juli 2001 mit groBer
Mehrheit eine EntschlieBung des Bundestages® verabschiedet, in der zum Korb Il festgehal-

ten wurde

,Das Finanzvolumen des Korbes Il (im Vergleich zu den westdeutschen Léndern (iber-
proportionale Leistungen des Bundes u.a. fir Gemeinschaftsaufgaben und Finanzhil-
fen — ohne IfG — , EU-Strukturfondsmittel, Investitionszulage) betrédgt derzeit (iber 10
Mrd. DM jéhrlich.”

Im Folgenden wird der Frage nachgegangen, in welchem Umfang der Bund derzeitig solche
,2uberproportionalen® Leistungen an die neuen Lander erbringt und wie sich diese Leistungen
im Zeitablauf entwickeln. Hierzu wird auch der Bund erstmals 2006 fir das Jahr 2005 berich-

ten.

Uberproportionale Leistungen des Bundes an das Land Sachsen-Anhalt (auBerhalb der SO-
BEZ)

Im Folgenden werden die Leistungen des Bundes in ihrer Struktur weiter differenziert, um die
Frage zu beantworten, in welchem Umfang das Land Sachsen-Anhalt neben den SOBEZ
Uberproportionale Leistungen des Bundes im Rahmen anderer Programme zur Férderung
des ,Aufbaus Ost" bezieht. Die Angaben basieren wie in den Vorjahren auf den Erhebungen
der Zentralen Datenstelle der Landesfinanzminister (ZDL) zu den ,Zahlungen des Bundes an
die Lander”.

% Vigl. BT-Drs. 14/ 6577.
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Nach der zugrunde gelegten Konzeption lassen sich 2005 die folgenden Uberproportionalen
investiven Zahlungen des Bundes an die neuen Lénder und das Land Sachsen-Anhalt ermit-
teln, s. Tabelle VI.1:

Tabelle VI.1: Investive Zuweisungen des Bundes an das Land Sachsen-Anhalt, die neuen
Lander und Berlin insgesamt sowie die alten Lander (einschlieBlich Bremen
und Hamburg) im Jahr 2005 in Euro je Einwohner

Sachsen- | neue Lander alte Lander

Anhalt und Berlin |(einschl. Hamburg
und Bremen)

1. Investive Bundesleistungen gesamt: 140 135 55

davon:

2. Art. 91a GG 68 59 20
GA Hochschulbau 13 12 11
GA Wirtschaft” 44 35 2
GA Agrarstruktur/ Kiistenschutz 11 12 7

3. Art. 91b GG 2 5 4
Bildungsplanung sowie Hochschul- und 2 5 4
Forschungsférderung (investive Zahlun-
gen)?

4. Art. 104a Abs. 4 GG 70 71 31
Foérderung des Stadtebaus 22 20 2
Wohnungsbauférderung 22 18
Gemeindeverkehrsfinanzierung 21 23 18
Pflegeeinrichtungen 0 0 1
Ganztagsschulenprogramm 5 10 7

1) ohne EFRE-Bundesanteil
2) einschlieBlich Einrichtungen der ,Blauen Liste* (WGL) und HGF-Zentren

Die Uberproportionalen investiven Zuweisungen des Bundes an die neuen Lander insgesamt
seit 1995 zeigt Abbildung VI.1. Seit 1996 ist ein stetiger Riickgang zu verzeichnen®. Der

deutliche Riickgang in 2005 beruht zum einem auf dem Auslaufen der Férderung von Inves-
titionen in Pflegeeinrichtungen in den neuen Landern (-17 Euro/Einwohner) und zum ande-

ren auf der weiteren Ruckfihrung der investiven Zuweisung vom Bund.

2 Der leichte Anstieg im Jahr 2004 war auf den Einwohner-Riickgang in den neuen Landern zuriickzufiihren.
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Abbildung VI.1:  Uberproportionale investive Zuweisungen des Bundes an die neuen Lan-

der und Berlin in Euro je Einwohner
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Die uberproportionalen investiven Leistungen an das Land Sachsen-Anhalt werden fir

das Jahr 2005 in Tabelle V1.2 dargestellt.

Tabelle VI.2: Uberproportionale investive Leistungen des Bundes an das Land

Sachsen-Anhalt im Jahr 2005

in Euro je Einwohner

1. Investive Bundesleistungen gesamt: 85

davon:

2. Art. 91a GG 48
GA Hochschulbau 2
GA Wirtschaft 42
GA Agrarstruktur/ Kistenschutz 4

3. Art. 91b GG -2
Bildungsplanung sowie Hochschul- und Forschungsférderung -2
(investive Zahlungen)

4. Art. 104a Abs. 4 GG 39
Férderung des Stadtebaus 20
Wohnungsbauférderung 19
Gemeindeverkehrsfinanzierung 3
Pflegeeinrichtungen -1
Ganztagsschulenprogramm -2

nachr.: Uberproportionale investive Leistungen in Mio. Euro 21
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Nach den Ergebnissen in der Tabelle VI.2. betrug das Gesamtvolumen der Uberproportio-
nalen aufbaurelevanten Leistungen des Bundes an das Land Sachsen-Anhalt im Jahr 2005
rd. 211 Mio. Euro im Vergleich zum Durchschnitt der alten Lander. Die Entwicklung seit
2002 ist in Abbildung VI.2 dargestellt. Gegeniiber dem Jahr des ersten Fortschrittsbe-

richts ist ein Riickgang um etwa ein Drittel zu verzeichnen.

Abbildung VI.2: Uberproportionale investive Zuweisungen des Bundes an das Land Sach-
sen-Anhalt seit 2002 in Euro je Einwohner
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Die derzeitigen Uberproportionalen investiven Leistungen entsprechen ca. 13 vH der vom
Land Sachsen-Anhalt vereinnahmten SOBEZ.

Leistungen im Korb Il gesamt (neue Lénder und Berlin)

Tabelle V1.3 zeigt die Zusammenfassung mit den tbrigen Komponenten des Korbes Il. Dabei
bestehen diese Leistungen ausschlieBlich aus Zuweisungen des Bundes an die Lander-
haushalte und dem Bundesanteil an der Investitionszulage. Daher sind folgende Betrage fir

2005 dem Korb Il zuzuordnen:

Tabelle VI1.3: ,Korb 1I“ im Jahr 2005 (neue Lander und Berlin)

Uberproportionale investive Zuweisungen 1.340 Mio. Euro
Zuweisungen aus dem EFRE 1.582 Mio. Euro
Bundesanteil an der Investitionszulage Ost 782 Mio. Euro
insgesamt: 3.704 Mio. Euro
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Abbildung VI.3: Struktur und Entwicklung des “Korb II” von 1995 bis 2005 - neue Lander
und Berlin
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1995 | 1996 | 1997 | 1998 | 1999 | 2000 | 2001 | 2002 | 2003 | 2004 | 2005
gesamt 3.707 | 4.444 | 4.090 | 4.059 | 3.945 | 4.651 | 4.775 | 4.493 | 4.175 | 3.957 | 3.704
M@ Investitionszulage Ost (BuA) | 51 503 | 356 | 248 | 184 | 632 | 1.036| 964 | 785 | 682 | 782
OEU-Strukturfonds (EFRE) 942 | 999 | 1.068 | 1.161 | 1.256 | 1.626 | 1.640 | 1.655 | 1.686 | 1.552 | 1.582
OGA und Finanzhilfen 2.714 | 2.942 | 2.666 | 2.650 | 2.505 | 2.393 | 2.100 | 1.873 | 1.704 | 1.723 | 1.340

Wie aus Abbildung VI.3. deutlich wird, ist das Volumen des Korbs Il seit mehreren Jahren
ricklaufig. Gegenuber dem Jahr 2001 als dem Jahr, in dem der Solidarpakt Il geschlossen
wurde, ist ein Rickgang um Uber 20 vH, das entspricht Gber 1 Mrd. Euro, zu verzeichnen.
Verbunden mit dem voraussichtlichen Auslaufen der Investitionszulage im Jahr 2009 und
den zu erwartenden langfristig ricklaufigen EU-Zuweisungen entsteht hier zunehmend
Handlungsbedarf fir die Bundesregierung. Dies gilt insbesondere vor dem Hintergrund der
ricklaufigen Mittel aus dem Korb | und damit der Abnahme notwendiger Kofinanzierungsmit-
tel des Landes, um die auf den Weg gebrachte Konsolidierung des Landeshaushaltes nicht
zu gefahrden.

Der Riickgang der genannten Bundesmittel in den vergangenen Jahren hat mit zur
Verlangsamung des wirtschaftlichen Konvergenzprozesses in den neuen Landern
beigetragen. Damit wird deutlich, dass der Bund mittelfristig erheblich mehr Leistun-
gen fiur die neuen Lander — und damit auch fiir das Land Sachsen-Anhalt — erbringen
muss, um damit seinen zugesagten Beitrag zur weiteren SchlieBung der Infrastruktur-
liicke in den neuen Landern zu leisten.
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VIl.  Ausblick

Ein Blick auf die letzten Jahre zeigt, dass sich bei der wirtschaftlichen Entwicklung viel getan
hat. Sachsen-Anhalt ist inzwischen ein Land mit hoher Dynamik. Die neue Landesregierung
ist sich bewusst, dass die Ausgangslage 2005 trotz vieler bereits erfolgter Weichenstellun-
gen enorme Herausforderungen fir die nachsten Jahre bereit halt. Die besondere Ausgangs-
lage gerade in Sachsen-Anhalt, die nach der Wende gekennzeichnet war vom Zusammen-
bruch der Monostrukturen in der chemischen Industrie, im Maschinenbau und Bergbau und
dem damit verbundenen dem Verlust hunderttausender Industriearbeitsplatze, konnte bisher
nicht ausreichend kompensiert werden. Dies ist die wesentliche Ursache flr die weiterhin
unbefriedigend hohe Arbeitslosigkeit, die fast doppelt so hoch ist wie in Westdeutschland. Mit
der oftmals notwendigen Zweitprivatisierung von Unternehmen waren hohe finanzielle Belas-
tungen fir das Land verbunden, die so von keinem anderen neuen Bundesland zu schultern
waren. In den vergangenen flinfzehn Jahren hat es aber auch politische Griinde gegeben,
warum in Sachsen-Anhalt die Konsolidierung des Landeshaushaltes noch nicht in dem MaBe

erreicht wurde, wie es winschenswert gewesen ware.

Der Erfolg der weiteren Konsolidierungsanstrengungen ist nicht zuletzt abhangig von Ent-
wicklungen, die nur zum Teil vom Land beeinflussbar sind. Hierzu z&hlen unter anderem die
Entwicklung der Steuereinnahmen, der Konjunktur und der Geldpolitik. Aktuell stellt das stei-
gende Zinsniveau eine Belastung fiir die Konsolidierungsbemihungen des Landes dar.

Flr die neue Legislaturperiode hat sich die Landesregierung viel vorgenommen: Oberste
Prioritét hat die Rickfuhrung der Neuverschuldung auf Null bis zum Jahr 2010. Damit wird
der langfristige Trend der Zinsausgaben gestoppt und wieder mehr Spielraum fir kinftige
finanzpolitische Entscheidungen eréffnet. Damit verbunden wird eine sukzessive Verbesse-
rung des Nachweises der Verwendung der Sonderbedarfs-Bundesergédnzungszuweisungen
sein, der nur auf diesem Wege erreicht werden kann. Eine Erhdhung des derzeitigen Investi-
tionsniveaus, das in Sachsen-Anhalt wie in allen neuen L&ndern etwa doppelt so hoch ist wie
in den Vergleichslandern West, ist langfristig aufgrund der Einnahmeentwicklung weder mog-
lich noch sinnvoll. Wichtig ist hier ein gezielter Einsatz der verfugbaren Mittel dort, wo die
starkste Wirkung fir Wachstum und Zukunft zu erwarten ist. Die Orientierung am haushalts-
rechtlichen Investitionsbegriff kann und wird daher nicht alleiniger MaBstab klnftigen Han-
delns sein. Solange ein vollstandiger Mittelnachweis in der vereinbarten Abgrenzung nicht
erreicht werden kann, wird sich Sachsen-Anhalt auch weiter der Diskussion Uber angebliche
,Mittelverschwendung“ in den neuen Landern stellen. Klar ist, dass der gegenwartige Grad
des Mittelnachweises nicht zufriedenstellend ist. Klar ist aber auch, dass die zur Erh6hung
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des Nachweises notwendige Haushaltskonsolidierung nicht von heute auf morgen erfolgen
kann, wie es auch in den alten Landern oder beim Bund sichtbar ist.

Um das gesteckte Konsolidierungsziel zu erreichen, wird die Landesregierung mit der Haus-
haltsaufstellung 2008/2009 in eine umfassende strategische Diskussion hinsichtlich der kiinf-
tig notwendigen und finanzierbaren Struktur des Haushaltes eintreten, die in Bezug auf die
vorhandenen Konsolidierungspotenziale beim Land und den Kommunen von wissenschaftli-
cher Seite begleitet werden soll. Mit dem Nachtragshaushalt 2006, dem Haushaltsplanent-
wurf 2007 und der Mittelfristigen Finanzplanung 2006 bis 2010 wurde hierzu der Auftakt ge-
leistet. Gleichwohl wurde mit dem Haushalt 2007 bereits eine Reduzierung der Neuverschul-
dung gegenuber 2005 um fast die Hélfte erreicht. Dies zeigt, wie ernst es der neuen Landes-
regierung mit den gesteckten Zielen ist. In den kommenden Monaten werden eine umfas-
sende Diskussion und Bewertung aller Politikfelder und ein neues Personalentwicklungskon-
zept die Grundlagen fur die weitere Konsolidierung schaffen. Hierbei tragen auch die An-
strengungen der vergangenen Legislaturperioden, insbesondere der bereits umgesetzte
Personalabbau und weitere personalausgabenreduzierende MaBnahmen erste splrbare
Wirkungen. In den n&chsten zehn Jahren wird die Orientierung auf den Durchschnitt der al-
ten Flachenlander MaBstab flr den weiteren Abbau von Personallberhangen sein. Ange-
sichts steigender Versorgungslasten soll damit zumindest eine Deckelung der bestehenden
Personalausgaben erreicht werden, was wegen der noch ausstehenden vollstandigen An-
gleichung des Tarifniveaus an das Westniveau eine gewaltige Anstrengung bedeutet. Au-
Berdem ist vorgesehen, zur Bewaltigung der ansteigenden Versorgungslasten flr neu einzu-
stellende Beamte einen Pensionsfonds einzurichten, im dem bereits wahrend der Zeit des
aktiven Dienstes Mittel fir die Pensionszeit angespart werden kénnen.

Die kurz- und mittelfristige Umsetzung der Gebiets- und Funktionalreform fir die Gemeinden
und Landkreise, die Umstellung derzeit Gberproportionaler EU-Férdermittel auf revolvierende
Fonds zur Sicherung einer langfristigen Férderung und die konsequente Anpassung einwoh-
nerabhangiger Ausgaben an die zurtickgehende Bevdlkerungszahl sowie die Fortsetzung
der Verwaltungsreform in dieser Legislaturperiode werden weitere Beitrdge zum Gelingen
der Haushaltskonsolidierung leisten.

Mit dem Haushaltplanentwurf 2008/2009 und der Mittelfristigen Finanzplanung 2007 bis 2011
wird die Landesregierung schon einen guten Teil der geplanten MaBnahmen préazisieren
kénnen. Eine kritische Bewertung und Fortfihrung erfolgt in den folgenden Jahren. Die Lan-
desregierung ist zuversichtlich, dass mit den Fortschritten der weiteren Konsolidie-
rung auch die in der Vergangenheit oft einseitig gefiihrte Diskussion um die Verwen-
dung der Solidarpaktmittel beendet werden kann und die in Sachsen-Anhalt wie in
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allen neuen Landern tatsachlich zu verzeichnenden Fortschritte beim Aufbau Ost star-
ker in den Blickpunkt der Offentlichkeit geriickt werden. Dies wird zu einem entschei-
denden Teil den Solidarpaktmitteln zu verdanken sein, die auch in den nachsten Jah-
ren verantwortungsbewusst und zukunftsorientiert eingesetzt werden.

73



	Fortschrittsbericht "Aufbau Ost" 2005  des Landes Sachsen-Anhalt
	Inhaltsverzeichnis
	Zusammenfassung
	I. Gegenstand des Fortschrittsberichtes
	II. Ökonomische, soziale und demografische Entwicklung in Sachsen-Anhalt
	II.1 Wirtschaftliche Entwicklung
	II.2 Arbeitsmarkt und Erwerbstätigkeit
	II.3 Demografische Entwicklung
	II.4 Zusammenfassende Bewertung der Konvergenzfortschritte und der Rahmenbedigungen in Sachsen-Anhalt
	III. Finanzwirtschaftliche Entwicklung des Landeshaushaltes und der Kommunalhaushalte einschließlich der Begrenzung der Neuverschuldung
	III.1 Die Entwicklung der Ausgaben und Einnahmen auf der Landesebene
	III. 1.1 Ausgaben
	III. 1.2 Einnahmen
	III. 1.3 Verschuldung, Zinsausgabenentwicklung und Begrenzung der Neuverschuldung auf Landesebene in Sachsen-Anhalt
	III.2 Die Entwicklung der Ausgaben und Einnahmen in Sachsen-Anhalt auf der kommunalen Ebene
	III.2.1 Ausgaben
	III. 2.2 Einnahmen
	III.2.3 Verschuldung, Zinsausgabenentwicklung und Begrenzung der Neuverschuldung der kommunalen Ebene in Sachsen-Anhalt
	III.3 Die Entwicklung der Ausgaben und Einnahmen im Land Sachsen-Anhalt
	III.3.1 Ausgaben im Land Sachsen-Anhalt insgesamt
	III.3.2 Einnahmen im Land Sachsen-Anhalt insgesamt
	III.3.3 Verschuldung, Zinsausgabenentwicklung und Entwicklung der Neuverschuldung im Land Sachsen-Anhalt insgesamt
	III.4 Zusammenfassende Bewertung der finanzwirtschaftlichen Entwicklung in Sachsen-Anhalt
	IV. Verwendung der Sonderbedarfs-Bundesergänzungszuweisungen im Berichtsjahr 2005 in Sachsen-Anhalt
	IV.1 Der investive Einsatz der SOBEZ
	IV.2 Ausgleich der unterproportionalen kommunalen Finanzkraft (UFK)
	IV.3 Zusammenfassende Verwendungsrechnung der SOBEZ
	V. Maßnahmen zur Schließung der Infrastrukturlücke in Sachsen-Anhalt im Berichtszeitraum
	V.1 Zur Ausgangssituation: Höhe und Struktur der Infrastrukturlücke
	V.2 Infrastrukturinvestitionen des Landes Sachsen-Anhalt 2005
	V.3 Beiträge zur Schließung der Infrastrukturlücke in Sachsen-Anhalt
	VI. Leistungen des Bundes an das Land Sachsen-Anhalt
	VII. Ausblick

